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Vorwort

Ein Buch, das auf die IHK-Weiterbildungsprüfung „Fachberater/in für Finanzdienstleistungen“ vorbereitet und gleichzeitig „Praxiswissen Finanzdienstleistungen“ heißt – widerspricht sich das nicht?

Dieses Buch zeigt Ihnen, dass dem nicht so ist:

1. Der Rahmenstoffplan des in der Finanzdienstleistungsbranche etablierten, öffentlichrechtlichen Weiterbildungsabschlusses „Fachberater/in für Finanzdienstleistungen“ ist von vielen Praktikern erarbeitet worden. Dabei wurde auf eine hohe Praxisrelevanz der Inhalte geachtet und dem Allfinanzgedanken Rechnung getragen. Damit sind die Inhalte äußerst aktuell und wichtig für jeden, der täglich mit Kunden umgeht und diese berät. Dadurch, dass sich die Inhalte dieses Buches am Rahmenlehrplan orientieren, decken sie gleichzeitig sehr viele Themen der Beratungspraxis ab.

2. Dieses Buch ist so geschrieben, dass Sie es sowohl zur gezielten Prüfungsvorbereitung als auch in der Praxis als ständigen Begleiter einsetzen können. Aufbauend auf unserer Erfahrung aus über drei Jahrzehnten in Schulungen und Seminaren für Banken, Versicherungs-, Immobilien- und Vertriebsunternehmen von Finanzdienstleistungen, werden Ihnen in den einzelnen Kapiteln nicht nur die Produkte unternehmensunabhängig erläutert, sondern auch rechtliche Grundlagen sowie wertvolle Tipps für die Praxis gegeben. Ein ausführliches Stichwortverzeichnis ermöglicht ein schnelles Auffinden von Themengebieten.

3. Die Herausgeber Dr. Wolfgang Kuckertz, Ronald Perschke und Frank Rottenbacher sind Vorstände der Berliner GOING PUBLlC! Akademie für Finanzberatung AG (www.akademie-fuer-finanzberatung.de), dem bundesweit führenden Anbieter von Vorbereitungsstudiengängen zum/-r „Fachberater/in für Finanzdienstleistungen (IHK)“ sowie „Fachwirt/in für Finanzberatung (IHK)“. Daniel Ziska ist als Steuerberater Vorstand der Berliner GPC Unternehmer- und Steuerberatungsgesellschaft AG, deren Mandantschaft ebenfalls schwerpunktmäßig aus dem Finanzdienstleistungsbereich kommt.

In dieser vollständig überarbeiteten und aktualisierten 9. Auflage werden alle Themen des geltenden Rahmenstoffplans für „Fachberater/in für Finanzdienstleistungen“ berücksichtigt. Zum Teil finden Sie die jeweiligen Inhalte aus didaktischen Gründen hier jedoch in einer anderen Reihenfolge wieder. Ergänzend sind die Erfahrungen der Autoren aus mehreren Prüfungsausschüssen eingeflossen.

Einige ausgewählte thematische Neuerungen oder Aktualisierungen, die in diese Auflage eingeflossen sind:

• Pflegeunterstützungs- und Entlastungsgesetz

• Änderungen im Betreuungsrecht

• Novellierungen des Rechts der Kapitalanlagevermittlung und -beratung

• Optionsbesteuerung für Personengesellschaften

• Änderung der Grundsteuerberechnung

Insgesamt bestätigt das positive Feedback zu den erfolgreichen vorherigen Auflagen den oben beschriebenen Ansatz. Dieses Buch ist kein Vertriebshandbuch mit Verkaufsstrategien. Vielmehr erhalten Sie umfangreiches Branchenwissen bereitgestellt. Ein Finanzberater oder -planer muss heute ein Allfinanzberater sein, der auch über die steuerlichen Konsequenzen Auskunft geben kann, Liquiditätsströme beachtet und seine Beratung auf betriebs- und volkswirtschaftlicher Grundlage durchführt. Umfangreiches Fachwissen schafft Wettbewerbsvorteile in einem Markt, der zurzeit immer höhere Zugangsbeschränkungen erhält und zu dem man daher auch die rechtlichen Rahmenbedingungen kennen muss.

Bei der Erstellung des Buches haben wir vielfältige Unterstützung erhalten. Wir bedanken uns herzlich bei allen Co-Autoren und Lektoren für die hervorragende Mitarbeit sowie bei unseren Seminarteilnehmern und Dozenten für die konstruktiven Verbesserungsvorschläge. Ein besonderes Dankeschön geht an Elisabeth Steinke und Emily Scholze, die mit unermüdlichem Fleiss und in bester Teamarbeit die konzeptionelle Neugestaltung dieser Auflage gesteuert und umgesetzt haben.

Über kritische Zuschriften sowie Verbesserungsvorschläge freuen wir uns sehr! Wann und wofür Sie dieses Buch auch einsetzen: Wir wünschen Ihnen hierbei viel Erfolg.

Ihre Herausgeber

Dr. Wolfgang Kuckertz, Ronald Perschke, Frank Rottenbacher und Daniel Ziska

Berlin, Oktober 2023
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	Wertpapierhandelsgesetz




	z.B.
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	zum Teil
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	ZPO
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	zvE
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1. Privatkundenberatung zur Absicherung von Personen-, Sach- und Vermögensrisiken

1.1 Grundlagen des Versicherungswesens

1.1.1 Gefahren und ihre wirtschaftlichen Folgen

Gefahren bedrohen Privatpersonen und Unternehmen in jeder Lebenssituation. Der Eintritt von Gefahren ist meist mit erheblichen Schäden verbunden. Unter dem Begriff Gefahr wird die Möglichkeit des Eintritts eines wirtschaftlich nachteiligen Ereignisses verstanden.

Anstelle von Gefahr wird häufig auch von Risiko gesprochen. Grundsätzlich haben beide Begriffe dieselbe Bedeutung, doch bezeichnet das Wort Risiko in der Versicherungswirtschaft auch das versicherte Objekt (das sog. Wagnis).


★ Beispiel:

Ein Kraftfahrzeug ist ein versichertes Risiko bzw. Wagnis innerhalb der KraftfahrzeugHaftpflicht- und -Kaskoversicherung.



Gefahren können sich sowohl an einer Person als auch an Sachen oder dem Vermögen verwirklichen.
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Abbildung: Gefahrenverwirklichung



Die Ereignisse lassen sich grundsätzlich auf zwei verschiedene Ursachen zurückführen:

• durch vom menschlichen Verhalten nicht beeinflussbare Ereignisse, also vor allem Eigenschaften von Sachen oder Personen (objektives Risiko),

• durch menschliches Verhalten oder Fähigkeiten beeinflussbare Ereignisse (subjektives Risiko).

Eine besondere Art des subjektiven Risikos ist das sog. moralische Risiko (moral hazard). Hierbei wird durch den Abschluss des Versicherungsvertrages beim Versicherten eine Verhaltensänderung verursacht, die das Risiko ungünstig beeinflusst: Z. B. nachlassende Sorgfalt, geringeres Interesse an der Schadenverhütung bis hin zur Herbeiführung des Versicherungsfalles und der arglistigen Täuschung des Versicherers bei der Schadenermittlung.
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Abbildung: Objektives und subjektives Risiko



Der Eintritt von wirtschaftlich nachteiligen Ereignissen führt zu Schäden, die das Vermögen des Geschädigten beeinträchtigen (materielle Schäden). Diese Schäden können eine Person, Sachen oder das Vermögen als Ganzes betreffen. Daneben entstehen auch Schäden, die nicht in Geld messbar sind (immaterielle Schäden).
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Abbildung: Materielle und immaterielle Schäden



Sonderfall entgangene Urlaubsfreude: Ein immaterieller Schaden, für den es aber materiellen Ausgleich gibt. Haben Mängel eine Reise erheblich beeinträchtigt oder fiel diese sogar vollständig aus, steht den geschädigten Urlaubern gemäß § 651n Abs. 2 BGB „eine angemessene Entschädigung in Geld“ zu.

1.1.2 Maßnahmen zur Risikominderung

Das Verlangen und Streben nach Sicherheit veranlasst Menschen, sich gegen Risiken zur Wehr zu setzen und Vorkehrungen zu ihrer Abwehr und Bekämpfung zu treffen. Dazu stehen ihnen verschiedene vorbeugende Maßnahmen zur Verfügung.

1.1.2.1 Schadenverhütung und Schadenminderung

Schadenverhütende Maßnahmen zielen auf die Abwendung oder Vermeidung der Gefahr und damit auf die Verhütung des Schadeneintritts ab. Sie setzen eine frühzeitige Erkennung der Risiken voraus. Der Verhütung von Schäden wird sowohl von Seiten der Versicherer, als auch von staatlicher Seite ein hoher Stellenwert eingeräumt. Durch Unfallverhütungsvorschriften für Betriebe, Brandschutzbestimmungen und Vorschriften des Straßenverkehrsrechts sollen die Bürger vor dem Eintritt drohender Gefahren geschützt werden.


★ Beispiel:

Die Zahl der Verkehrstoten hat sich deutlich verringert, seitdem Autofahrer zum Anlegen von Sicherheitsgurten und Motorradfahrer zum Tragen von Sturzhelmen gesetzlich verpflichtet sind. Interessanter Fakt: die Gurtpflicht auf den Vordersitzen eines PKW wurde in der Bundesrepublik Deutschland zum 01. Januar 1976 eingeführt. (Das Vorhandensein der Gurte war bereits seit 1974 vorgeschrieben) Auf den Rücksitzen gilt die Gurtpflicht übrigens erst seit 1984 (Gurte für die Rücksitze mussten allerdings bereis seit 1979 vorhanden sein)



Aufgrund der Vielzahl drohender Gefahren und der mit ihrem Eintritt verbundenen Schäden sind auch Privatpersonen und Unternehmen bestrebt, eigene Vorkehrungen zur Schadenverhütung zu treffen.


★ Beispiel:

Spezielle unfallverhütende Betriebseinrichtungen oder die regelmäßige Inspektion von Maschinen reduzieren die Unfallgefahr für Betriebe. Feuermelder, Blitzableiter und Alarmanlagen bieten Unternehmen und Privatpersonen Schutz vor drohenden Risiken.



Der Eintritt von Schäden ist aber leider nicht immer zu vermeiden. Deshalb müssen vorbeugend Maßnahmen ergriffen werden, die im Fall des Eintritts den Umfang des Schadens mindern.


★ Beispiel:

Rettungswachten, Betriebsfeuerwehren, Notstromaggregate und Fahrerairbags in Kraftfahrzeugen mindern den Umfang von Schäden.



1.1.2.2 Risikobegrenzung/Risikomanagement

In Einzelfällen lassen sich von vornherein die wirtschaftlichen Auswirkungen von Schäden durch vorbeugende Maßnahmen begrenzen. Die Begrenzung kann auf unterschiedliche Weise erreicht werden.
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Abbildung: Maßnahmen der Risikobegrenzung



Risiken und damit die Möglichkeit des Eintritts schädigender Ereignisse können trotz vorbeugender Maßnahmen nicht vollständig ausgeschlossen werden. Vielmehr entstehen in Zeiten fortschreitender Technik, Industrialisierung und wissenschaftlichen Fortschritts ständig neue Gefahrenquellen. Auch sind die verschiedenen vorbeugenden Maßnahmen nicht auf alle Risiken anwendbar.


★ Beispiel:

Unternehmen müssen ihr kaufmännisches Risiko selbst tragen und sind vor möglichen finanziellen Einbußen aufgrund veränderter wirtschaftlicher Rahmenbedingungen (z. B.

Konjunkturschwankungen, Veränderungen des Absatzmarktes) nur begrenzt im Rahmen von gebildeten Rücklagen geschützt.



Dennoch sind Unternehmen bemüht, drohende Risiken frühzeitig zu erkennen und Vorkehrungen zu ihrem Schutz zu treffen. Die Aufgaben im Zusammenhang mit der Risikoerkennung, -analyse und -handhabung in Unternehmen werden unter dem Begriff Risk Management (Risikomanagement) zusammengefasst.

1.1.2.3 Finanzielle Vorsorge für den Fall des Schadeneintritts

Durch den Eintritt von Schäden entstehen finanzielle Einbußen, die durch verschiedene Vorsorgemöglichkeiten gemindert oder ausgeglichen werden können. Dazu stehen privaten Haushalten und Unternehmen im Wesentlichen drei verschiedene Wege offen.
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Abbildung: Möglichkeiten der finanziellen Vorsorge



Inanspruchnahme staatlicher Leistungen

Im Rahmen der staatlichen Sozialpolitik stehen Privatpersonen und Wirtschaftsunternehmen Unterstützungsleistungen zur Verfügung. Diese sind jedoch an bestimmte Voraussetzungen geknüpft, denn in erster Linie liegt die finanzielle Vorsorge in der Verantwortung jedes Einzelnen, bevor die weitgehend aus Steuermitteln finanzierte staatliche Hilfe in Anspruch genommen werden kann. Einige wichtige Beispiele staatlicher Leistungen:

• Sozialhilfe/Bürgergeld/Arbeitslosengeld

Diese Leistungen können hilfsbedürftige Personen beziehen, wenn alle anderen Möglichkeiten der Existenzsicherung (z. B. die Hilfe der Angehörigen) erschöpft sind (Subsidiaritätsprinzip). Auch werden die Leistungen von unterschiedlichen Trägern ausgezahlt. Die Sozialhilfe zahlt das Sozialamt, das Bürgergeld zahlt das Jobcenter aus.

• Versorgungsleistungen

Versorgungsleistungen werden einem bestimmten Personenkreis (z. B. Beamten, Soldaten, Kriegsopfern, Opfern von Gewalttaten) gewährt: Die Versorgungsansprüche beziehen sich im Wesentlichen auf Pensionen, Beihilfen im Krankheitsfall und Entschädigungsleistungen.

• Subventionen

Subventionen kommen Wirtschaftsunternehmen in Form von Zuschüssen, Krediten oder Bürgschaften zugute.

Individuelle Selbsthilfe durch Vorsorgesparen

Das Ansparen finanzieller Mittel ist eine gebräuchliche Form der individuellen Vorsorge. Sie ist geeignet für

• die allgemeine Zukunftssicherung und

• einen mit Sicherheit eintretenden Geldbedarf.


★ Beispiel:

Das Sparen kann der Existenzsicherung im Alter dienen. Durch eine Rücklagenbildung können abgenutzte Gegenstände (z. B. Kraftfahrzeuge oder Büroinventar) zu einem späteren Zeitpunkt wieder beschafft werden.



Als Vorsorge für den Eintritt unvorhersehbarer Ereignisse ist das Sparen jedoch nur bedingt geeignet, weil der zum Ausgleich des Schadens erforderliche Geldbedarf nicht jederzeit in beliebiger Höhe, sondern erst nach einem längeren Sparprozess bereitsteht. Das Sparen kann daher nicht den Versicherungsschutz als Vorsorge für den ungewissen Geldbedarf ersetzen.


★ Beispiel:

Hat der Familienvater als „Normalverdiener“ zu Lebzeiten nur wenige Tausend Euro ansparen können, reicht das angesparte Kapital nicht aus, um die Hinterbliebenen im Falle seines vorzeitig eintretenden Todes ausreichend zu versorgen.



Versicherung

Zum Zwecke der finanziellen Vorsorge für einen ungewissen Bedarf erweist sich die Versicherung als am besten geeignet. Im Fall des Eintritts bestimmter Ereignisse, wie Feuer, Sturm, Krankheit oder Tod, werden Versicherungsleistungen als Kompensation für die wirtschaftlichen Folgen bereitgestellt. Die Mittel für die Versicherungsleistungen werden von allen Versicherten gemeinsam durch Prämienzahlungen aufgebracht (Versicherungsprinzip). Durch die Beitragszahlung erwirbt der Versicherte einen Rechtsanspruch auf die vereinbarte Versicherungsleistung. Anders als beim Sparen muss der Einzelne also die im Bedarfsfall erforderlichen Mittel nicht zuvor angespart haben, da der Versicherer sofort ab Vertragsbeginn die im Bedarfsfall erforderliche Versicherungsleistung zur Verfügung stellt. Sparen und Versicherung sind daher als einander ergänzende Formen der Vorsorge für einen zukünftigen wirtschaftlichen Bedarf anzusehen.

Vorsorge für einen zukünftigen wirtschaftlichen Bedarf
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Abbildung: Möglichkeiten der privaten Vorsorge



1.1.3 Merkmale der Versicherung

In der Geschichte der Versicherungsökonomie entstand eine Reihe von Definitionen zum Versicherungsbegriff. Die Definition von Prof. Dr. Dieter Farny ist allgemein als Standard anerkannt:


Versicherung ist die planmäßige Deckung eines

• im Einzelnen ungewissen,

• insgesamt aber schätzbaren Geldbedarfs

• auf der Grundlage eines zwischenwirtschaftlichen Risikoausgleichs

- im Kollektiv

- und in der Zeit.



Diese Definition von Farny berücksichtigt die Produktionstechnik des Risikoausgleichs, der auf dem Gesetz der großen Zahl beruht. Sie zeigt auch, dass der Risikoausgleich sowohl im Kollektiv wie auch in der Zeit geschehen kann. So sind Versicherungssparten die Elementarrisiken decken, eher auf den Ausgleich in der Zeit angewiesen, da hier oft die fehlende stochastische Unabhängigkeit aufgrund von Kumulereignissen wie Hagel oder Sturm dazu führt, dass viele Risikoobjekte gleichzeitig beschädigt werden.

1.1.3.1 Deckung eines Geldbedarfs

Im Fall des Schadeneintritts müssen ausreichend Geldmittel zur Verfügung stehen, um die wirtschaftlichen Folgen auszugleichen. Aufgabe der Versicherung ist es, den entstandenen Bedarf zu decken. Dabei muss dieser stets in Geld zu beziffern sein, damit die Versicherungsleistung bemessen werden kann.


★ Beispiel:

Der Wert der entwendeten Hausratgegenstände nach einem Einbruchdiebstahl lässt sich durch Kaufbelege beziffern oder schätzen.



Vermögensgegenstände mit einem hohen subjektiven Wert für den Versicherungsnehmer sind nicht versicherbar, da die objektiven Wertmaßstäbe fehlen.


★ Beispiel:

Der Wert alter Kinderfotos oder der Liebesbriefe des Verflossenen sind objektiv nicht zu ermitteln und damit nur zum Materialwert versicherbar.



Der durch einen Schadeneintritt entstehende Geldbedarf wird konkret oder abstrakt berechnet.
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Abbildung: Deckung eines konkreten oder abstrakten Geldbedarfs



1.1.3.2 Ungewissheit des Bedarfs

Das versicherte Ereignis muss zufällig sein. Auch wenn mit dem Eintritt stets zu rechnen ist, darf aus Sicht des Versicherungsnehmers nicht feststehen, wann und in welchem Umfang ein Geldbedarf entsteht. Ein Risiko ist nur dann versicherbar, wenn ungewiss ist, ob das wirtschaftlich nachteilige Ereignis

• überhaupt jemals eintritt (z. B. ein Blitzschlag oder ein Unfall) oder

• zu welchem Zeitpunkt und in welcher Höhe es eintreten wird (z. B. ist der Tod im Hinblick auf die Lebensversicherung zwar ein sicher eintretendes Ereignis, dessen Zeitpunkt aber ungewiss ist).

Diese Voraussetzung führt gerade in den Sparten Krankenzusatzversicherung und Rechtsschutz immer wieder zu Irritationen bei den Kunden, da sich diese oft erst dann für eine Versicherung interessieren, wenn sie den Kostenvoranschlag vom Zahnarzt schon in der Hand halten bzw. der Rechtsstreit schon begonnen hat.

Die vorsätzliche (d. h. die bewusste und gewollte) Herbeiführung eines schädigenden Ereignisses ist schon allein deswegen nicht versicherbar, weil das Merkmal der Zufälligkeit fehlt.


★ Beispiel:

Der Versicherungsnehmer setzt vorsätzlich sein Wohnhaus in Brand, erhält dafür jedoch keine Versicherungsleistung. Eine Ausnahme bildet die Lebensversicherung. Nach einer Wartezeit von drei Jahren besteht gem. § 161 VVG sogar bei Selbstmord ein Anspruch auf die Versicherungsleistung.



1.1.3.3 Schätzbarkeit des Bedarfs

Der zukünftige Geldbedarf muss zu schätzen sein, damit der Versicherer die zur Deckung der Gefahren erforderlichen Mittel bereitstellen kann. Gegenstand der Berechnungen sind sowohl die Anzahl der Versicherungsfälle (und damit die Schadenhäufigkeit bzw. Sterbewahrscheinlichkeit in der Lebensversicherung) als auch die Höhe der zur Deckung benötigten Versicherungsleistungen (Aufwand pro Versicherungsfall = Schadendurchschnitt) und damit auch das Ausmaß der erforderlichen Prämien.









	Schadenhäufigkeit =

	Anzahl der Schäden
 Anzahl der versicherten Risiken (Wagnisse)




	Schadendurchschnitt =

	Gesamtschaden / Anzahl der Schäden








Der Schadenbedarf pro Risiko und damit auch die einzelne Versicherungsprämie (netto ohne Kosten) berechnet sich entsprechend nach folgender Formel:
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Abbildung: Beispiel aus der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung



Der Prämienkalkulation liegen statistische Erhebungen und versicherungsmathematische Methoden zugrunde. Dabei ist das Gesetz der großen Zahl für die Versicherungsunternehmen von besonderer Bedeutung.

Gesetz der großen Zahl

Je größer die Anzahl gleichartiger aber unabhängiger Zufallsereignisse ist, desto geringer wird die Abweichung des Durchschnitts der tatsächlich beobachteten Schadenhöhen von dem theoretisch zu erwartenden Durchschnittswert (Schadenerwartungswert): Der Zufall wird zu einer kalkulierbaren Größe, wenn die beobachtete Grundgesamtheit sehr groß ist. Dieses Phänomen wird in der Statistik als das Gesetz der großen Zahl bezeichnet und stellt die Produktionstechnik der Versicherung dar. Je mehr unabhängige Risiken, seien es Häuser in der Feuerversicherung oder Menschen in der Lebensversicherung, ein Versicherungsunternehmen versichert, desto geringer wird die Wahrscheinlichkeit, dass die kalkulierte Risikoprämie nicht ausreicht, um die Schäden zu bezahlen. Voraussetzung ist aber, dass die Risikoprämie über dem Schadenerwartungswert liegt.

Die Versicherungsunternehmen führen daher die Kalkulation ihrer Prämien auf der Grundlage eines möglichst umfassenden statistischen Datenmaterials durch. Um den Risikoanteil im Beitrag einer Lebensversicherung kalkulieren zu können, werden sog. Sterbetafeln zugrunde gelegt, welche hierzu in einer nach Geschlecht getrennten Tabelle ausweisen, wie viele Personen eines Ausgangsbestandes aufgrund von Sterbewahrscheinlichkeiten in den einzelnen Altersjahren überleben bzw. sterben werden. Darüber hinaus geben Sterbetafeln Auskunft über die geschlechtsspezifische durchschnittliche (Rest)Lebenserwartung in den einzelnen Altersjahren. Die Sterbetafeln basieren auf beobachteten Sterbehäufigkeiten der Vergangenheit und auf Modellannahmen für deren zukünftige Entwicklung.

Die Sterbewahrscheinlichkeit hängt u. a. vom Geschlecht ab, da Männer und Frauen eine unterschiedlich lange Lebenserwartung haben. Dies darf aber seit Einführung der UnisexTarife am bei der Kalkulation von Versicherungen nicht mehr berücksichtigt werden.

Aktuell nimmt statistisch die Lebenserwartung jedes Jahrzehnt um etwa 2 bis 2,5 Jahre zu. Diese deutliche Steigerung betrifft zum einen die Lebenserwartung bei Geburt:

Die Lebenserwartung in Deutschland nimmt erfreulicherweise kontinuierlich zu. Im Vergleich zur ersten landesweiten Studie zur Lebenserwartung für das Deutsche Reich (Studienzeitraum 1871 – 1881) können neugeborene Jungen und Mädchen heute auf ein mehr als doppelt so langes Leben hoffen. Im Zeitraum der letzten Erhebung lag die durchschnittliche Lebenserwartung von Jungen bei 78,5 Jahren und von Mädchen bei 83,4 Jahren.

Im 19. Jahrhundert herrschte eine hohe Säuglingssterblichkeit, die insbesondere für die niedrige, durchschnittliche Lebenserwartung verantwortlich war. Der danach folgende, signifikante Anstieg der Lebenserwartung in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts beruht vorrangig auf dem deutlichen Rückgang dieser Säuglingssterblichkeit.

Die in den letzten Jahrzehnten zu verzeichnende Zunahme an Lebensjahren beruht hingegen auf einer steigenden Langlebigkeit, also dem Rückgang der Sterblichkeit im Alter.

Seit Ende der 1980er Jahre stieg die verbleibende Lebenszeit von 65-jährigen Personen erfreulicherweise um etwa vier Jahre an!

Allerdings ist diese positive Tendenz einer längeren Lebenserwartung in Folge der Corona-Pandemie zuletzt leicht rückläufig gewesen.
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Die tendenzielle Zunahme der Lebenserwartung hängt wesentlich mit dem Fortschritt in der medizinischen Versorgung, Hygiene, Ernährung und Wohnsituation sowie den verbesserten Arbeitsbedingungen und dem gestiegenen materiellen Wohlstand zusammen.

Der weiterhin bestehende Unterschied zwischen Männern und Frauen in der Lebenserwartung ist - neben einem biologischen Nachteil bei Männern - insbesondere auf Ursachen zurückzuführen, die keine biologischen Ursachen haben, wie beispielsweise ungesündere oder risikobehaftete Lebensführung oder Arbeitsbedingungen. Beispielsweise liegt der Alkohol- und/oder Nikotinkonsum bei Männern signifikant über dem von Frauen. Insgesamt kann statistisch Frauen eine bessere Gesundheitsvorsorge und bewusstere Risikovermeidung attestiert werden.
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Für die Zukunft ist von einem weiteren Anstieg der durchschnittlichen ferneren Lebenserwartung auszugehen. Die fernere Lebenserwartung beschreibt, wie viele Lebensjahre eine 65-jährige Person im Durchschnitt noch vor sich hat.

1.1.3.4 Zwischenwirtschaftlicher Risikoausgleich

Die Versicherung erfolgt auf der Grundlage des Risikoausgleichs im Kollektiv. Es ist statistisch erwiesen, dass zwar viele Personen von der gleichen Gefahr bedroht sind, aber nur wenige von ihnen zum gleichen Zeitpunkt davon betroffen werden. Das Risiko kann dadurch zwischen allen Versicherten gleichmäßig aufgeteilt werden. Die Übernahme dieser Einzelrisiken nimmt der Versicherer gegen entsprechende Prämienzahlungen vor. Die gesamten Prämieneinnahmen müssen (nach Kosten) ausreichen, um alle anfallenden Schäden zu decken. Es wird daher auch davon gesprochen, dass die kombinierte SchadenKosten-Quote (Combined Ratio) nicht über 100 % liegen darf.


★ Beispiel:

Angenommen, es sind 100.000 Wohnhäuser im Wert von jeweils 250.000 EUR gegen eine Prämie von 200 EUR jährlich zzgl. Kosten gegen Feuer versichert. Der Versicherer erhält demnach eine Gesamtnettoprämie von 20 Mio. EUR pro Jahr. Wenn pro Jahr von den 100.000 Wohnhäusern 80 durch Brand völlig zerstört werden, reichen die Gesamteinnahmen des Versicherers genau aus, um den Gesamtschaden von 20 Mio. EUR zu decken.



Die Beiträge der Versicherungsnehmer einerseits sowie die Leistungen für Versicherungsfälle und Kosten andererseits müssen sich also die Waage halten (Äquivalenzprinzip). Zusätzlich bedienen sich die Versicherer weiterer Instrumente, um den Risikoausgleich durchzuführen. Hierzu gehören Sicherheitszuschläge bei der Prämienkalkulation oder Maßnahmen zur Abwälzung des Risikos auf andere Versicherer, wie Mitversicherung oder Rückversicherung

(vgl. Stichworte: „Erstversicherung“ und „Besondere Entschädigungsformen“).

1.2 Sozialversicherung, Beamtenversorgung und Berufsständische Versorgungswerke

1.2.1 Grundlagen und Aufbau

Die Sozialversicherung ist der Eckpfeiler der sozialen Sicherung in der Bundesrepublik Deutschland. Ihre Aufgabe ist es, die Versicherten bei bestimmten Wechselfällen des Lebens zu schützen:
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Abbildung: Aufgaben der Sozialversicherung



1.2.1.1 Die fünf Zweige der Sozialversicherung

Die gesetzliche Krankenversicherung (GKV)

Sie kommt für die Krankheitskosten auf, die ihren Mitgliedern in Deutschland – teilweise auch im Ausland – entstehen. Hierunter fallen insbesondere:

• ärztliche und zahnärztliche Behandlungen,

• Krankenhauspflege,

• Versorgung mit Arznei-, Verband-, Heil- und Hilfsmitteln.

Darüber hinaus werden Leistungen zur Prävention und Früherkennung von Krankheiten sowie zur Rehabilitation (z. B. Mutter-Kind-Kuren) erbracht. Auch die Leistungen bei Schwangerschaft und Mutterschutz gehören zu den Aufgaben der gesetzlichen Krankenversicherung.

Insgesamt kann also festgestellt werden, dass die GKV ein sehr komplexes System zur Gesundheitsvorsorge darstellt. Allerdings sind die Leistungen in der Regel mit Einschränkungen verbunden (z. B. Eigenanteile oder Zuzahlungen).

Die gesetzliche Rentenversicherung (GRV)

Sie dient sowohl dem Versicherten als auch dessen Familie. Die GRV erfüllt im Wesentlichen zwei große Aufgaben:

1. Die Zahlung von Renten bei

• Erwerbsminderung (Rente wegen voller/teilweiser Erwerbsminderung)

• Tod (Witwen-/Witwerrente, Waisen- und Halbwaisenrente)

• Alter (Altersruhegeld).

2. Rehabilitation

• Verbesserung/Wiederherstellung der Erwerbstätigkeit kranker und Menschen mit Behinderung.

Kennzeichnend für die GRV ist der Generationenvertrag. Dies ist ein nicht schriftlich fixierter gesellschaftlicher Konsens. Dieser regelt, dass die jeweils aktiv im Arbeitsleben stehende Generation die Renten derer zahlt, die bereits aus dem Arbeitsleben ausgeschieden sind.

Die gesetzliche Unfallversicherung (GUV)

Im Rahmen der GUV werden Leistungen für

• berufsbedingte Unfälle

• Wegeunfälle

• Berufskrankheiten

und für die Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit erbracht.

Die Arbeitslosenversicherung (AV)

Sie soll zumindest die finanziellen Folgen der Arbeitslosigkeit mildern. Die wichtigsten Leistungen gliedern sich wie folgt:


[image: ]

Abbildung: Leistungen der Arbeitslosenversicherung



Die Leistungen der Arbeitslosenversicherung beschränken sich also nicht nur auf die Erbringung reiner Geldleistungen.

Die soziale Pflegeversicherung (SPV)

Seit dem 01.04.1995 werden Leistungen für pflegebedürftige Versicherte gewährt. Die Leistungshöhe richtet sich nach dem Grad der Pflegebedürftigkeit.

1.2.1.2 Prinzipien der Sozialversicherung

In der Privatversicherung zahlt der Versicherte individuelle Beiträge z. B. entsprechend seines Alters oder Gesundheitszustands (Äquivalenzprinzip).

Im Gegensatz dazu gilt in der gesetzlichen Sozialversicherung das Solidarprinzip. Hier richtet sich die Höhe der Beiträge nach dem Einkommen, also nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des Einzelnen (sozialer Ausgleich). Auch der Leistungsrahmen ist für die Versicherten gesetzlich geregelt und zu großen Teilen unabhängig von dem Umfang der Einzahlungen. Nur die Höhe der Altersrente und des Arbeitslosengeldes wird wesentlich vom Versicherungsbeitrag und der Beschäftigungsdauer bestimmt.
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Abbildung: Prinzipien der Sozialversicherung



Für die Beitragsabführung ist der jeweilige Arbeitgeber des Versicherten verantwortlich. Dabei werden die Beiträge grundsätzlich zur Hälfte vom Arbeitgeber (Arbeitgeberbeitrag) und dem Arbeitnehmer (Arbeitnehmerbeitrag) gezahlt, jedoch nicht über die jährlich gesetzlich festgeschriebenen Beitragsbemessungsgrenzen (BBG) hinaus.

Eine Ausnahme bildet die GUV: Hier bezahlt der AG die Beiträge allein.


! Hinweis:

Die Beitragsbemessungsgrenzen erhöhen sich in der Sozialversicherung entsprechend der Lohn- und Gehaltsentwicklung. So kommt es, dass Versicherte mit höheren Einkommen trotz gleichbleibender Beitragssätze u. U. höhere Beiträge aufbringen müssen.



1.2.2 Entwicklung und Rechtsgrundlagen

Die geschichtliche Entwicklung der Sozialversicherung ist zurückzuführen auf eine Botschaft Kaiser Wilhelms I. vom 17.11.1881. Diese Botschaft zum Aufbau einer Arbeiterversicherung resultierte aus einer Anregung von Fürst Otto von Bismarck und wird als die Geburtsurkunde der deutschen Sozialversicherung bezeichnet. Die Gründe, die zu dieser Entscheidung führten, ergaben sich aus den Folgen der fortschreitenden industriellen Revolution. Mit der Einführung von immer mehr Arbeitsgeräten und Maschinen ging eine Zunahme der Arbeitsunfälle einher. Durch den Niedergang der Großfamilie bestand kaum noch die Möglichkeit, die Krankenpflege den Angehörigen zu überlassen. Die Verschlechterung der Lebensumstände der Arbeiterschaft führte letztendlich zu deren politischer Organisation. Die Sozialgesetzgebung muss also auch als eine politische und nicht nur rein humanitäre Entscheidung betrachtet werden.

Die erste Auswirkung der kaiserlichen Botschaft war die Einführung der gesetzlichen Krankenversicherung für Arbeiter mit Gesetz vom 15.06.1883 (Zwangsversicherung für Personen, die gegen Lohn oder Gehalt beschäftigt werden).

Entwicklung der gesetzlichen Sozialversicherung









	15.06.1883:

	Einführung der gesetzlichen Krankenversicherung




	 

	Zwangsversicherung für Personen, die gegen Lohn oder Gehalt beschäftigt werden




	06.07.1884:

	Unfallversicherungsgesetz




	 

	Zwangsversicherung für alle Arbeitnehmer bei den Berufsgenossenschaften zur Absicherung von im Betrieb verunglückten Arbeitern oder deren Hinterbliebenen




	22.06.1889:

	Gesetz über die Invaliditäts- und Altersversicherung




	 

	Gewährung einer Altersrente ab dem 70. Lebensjahr oder Invalidenrente bei Erwerbsunfähigkeit




	16.07.1927:

	Gesetz über die Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung




	 

	Spätere Einführung aufgrund der Weltwirtschaftskrise von 1925, erstmals große Arbeitslosigkeit




	26.05.1994:

	Pflegeversicherungsgesetz




	 

	Soziale Absicherung des Risikos der Pflegebedürftigkeit für alle Krankenversicherten









[image: ]

Abbildung: Das deutsche System der Sozialversichemng



1.2.2.1 Reichsversicherungsordnung

Die Reichsversicherungsordnung (RVO) war die Zusammenfassung der vorangegangenen Sozialversicherungsgesetze durch ein einheitliches Gesetzeswerk vom 19.07.1911. Heute werden die einzelnen Bereiche der Sozialversicherung durch die Sozialgesetz-bücher sowie angrenzende Gesetze geregelt. Die RVO gilt nur noch in sehr wenigen Teilen.

1.2.2.2 Sozialgesetzbuch

Das Sozialgesetzbuch (SGB) ist ein Gesetzeswerk, das zukünftig alle Sozialgesetze und die sich aus ihnen ergebenden Rechte zusammenfassen und harmonisieren soll:

Gliederung des Sozialgesetzbuchs:









	SGB I:

	Allgemeiner Teil




	SGB II:

	Grundsicherung für Arbeitssuchende




	SGB III:

	Arbeitsförderung




	SGB IV:

	Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung




	SGB V:

	Gesetzliche Krankenversicherung




	SGB VI:

	Gesetzliche Rentenversicherung




	SGB VII:

	Gesetzliche Unfallversicherung




	SGB VIII:

	Kinder- und Jugendhilfe




	SGB IX:

	Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen




	SGB X:

	Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz




	SGB XI:

	Soziale Pflegeversicherung




	SGB XII:

	Sozialhilfe




	SGB XIV:

	Soziale Entschädigung








Mittlerweile existieren in Deutschland 13 Sozialgesetzbücher (SGB). Das SGB XIV „Soziale Entschädigung“ regelt insbesondere die Ansprüche von Personen, die durch bestimmte schädigende Ereignisse unmittelbar eine gesundheitliche Schädigung erlitten haben, etwa durch körperliche Gewalttaten oder durch Kriegsauswirkungen. Es ist – obwohl es die römische Nummer „14“ trägt - das 13. Sozialgesetzbuch. Hintergrund ist die Tatsache, dass Sozialminister Hubertus Heil (SPD) die Nummer XIII bewusst vermeidet, um damit Rücksicht auf die Opfer von Gewalttaten zu nehmen. Die Zahl 13 (XIII) sei eine „Unglückszahl“ und es hätte „mehrere Argumente“, auch vonseiten der Betroffenenverbände gegeben. So, wie es in einem Flugzeug keine Sitzreihe Nummer 13 oder in einem Hotel kein Zimmer Nummer 13 gibt, gibt es auch kein Sozialgesetzbuch mit dieser Nummer. Sie wird kurzerhand übersprungen.

Träger der Sozialversicherung sind öffentlich-rechtliche Körperschaften. Es handelt sich hierbei um einen Zusammenschluss von Personen, wobei die Gründung dieser öffentlich-rechtlichen Körperschaften durch ein Gesetz zustande gekommen ist. Dementsprechend sind Körperschaften wie beispielsweise die AOK, die Deutsche Rentenversicherung Bund und die Berufsgenossenschaften unter Selbstverwaltung gestellt. Die Träger haben die Aufgabe, die Sozialversicherung zu organisieren, d. h. die notwendigen Mittel einzuziehen und die vorgesehenen Leistungen zu gewähren.

1.2.3 Finanzierungsproblematik der Sozialversicherung

Alle Zweige der Sozialversicherung werden durch Beiträge (im Umlageverfahren) und staatliche Zuschüsse aus Steuergeldern (vor allem für die GRV und die Bundesanstalt für Arbeit) finanziert. Mit Ausnahme der GUV (100 % durch den Arbeitgeber) teilen sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Beiträge. In der gesetzlichen Krankenversicherung gilt dies bis zur Höhe des allgemeinen Beitragssatzes (2023:14,6 %). Zur hälftigen ArbeitgeberFinanzierung in der SPV wurde als Kompensation ein gesetzlicher Feiertag in einen Arbeitstag umgewandelt. Darüber hinaus müssen bei der Pflegeversicherung „kinderlose“ Personen ab dem 23. Lebensjahr einen Zuschlag von 0,6 % zahlen.

Aufgrund folgender Entwicklungen wird die Finanzierung der Sozialversicherung immer problematischer:

• Kostenexplosion im Gesundheitswesen

• Alterung der Bevölkerung bzw. steigende Lebenserwartung

• Geburtenrückgang

• schwankende Arbeitslosenzahlen.

All dies führt dazu, dass die Beitragseinnahmen immer weniger ausreichen, die Aufwendungen für die Leistungen zu decken. Die Folge einer solchen Entwicklung kann nur die Erhöhung von Beiträgen und die Kürzung von Leistungen sein. Immer häufiger erfolgt eine Reduktion von gesetzlich vorgeschriebenen Leistungen.

Ähnliches gilt für die GRV. Die demografische Entwicklung der deutschen Bevölkerung wird in den nächsten Jahren zu einer Veränderung in der Altersstruktur führen. Der Generationenvertrag gerät somit dramatisch ins Wanken. Grund für diese Entwicklung ist im Wesentlichen die erhöhte Lebenserwartung der Bevölkerung durch verbesserte medizinische und hygienische Versorgung. Darüber hinaus ist der Geburtenrückgang dafür verantwortlich, dass die Zahl der Beitragszahler geringer wird.

Dieser Situation soll der sogenannte Nachhaltigkeitsfaktor Rechnung tragen, der von der Bundesregierung bereits vor Jahren eingeführt wurde. Er berücksichtigt die Entwicklung des zahlenmäßigen Verhältnisses von Beitragszahlern zu Rentnern. Sinkt das Verhältnis der Beitragszahler, wird die Rentenanpassung eher geringer ausfallen. Ein verhältnismäßiger Anstieg der Beitragszahler wirkt sich dagegen eher positiv auf die Rentenanpassung aus. Der Nachhaltigkeitsfaktor führt zu einem schnelleren Absinken des Rentenniveaus als die bisherige Berechnung.

Außerdem führt eine hohe Arbeitslosigkeit dazu, dass die Träger der Sozialversicherung erhebliche Beitragseinbußen hinnehmen müssen, die der Staat nicht in unbegrenzter Höhe auffangen kann. Auch die zuletzt gesunkene Arbeitslosenzahl ändert nichts an diesem grundsätzlichen Problem. Der stufenweise Abbau von Sozialleistungen – über die Auswirkungen des Nachhaltigkeitsfaktors hinaus – scheint vor diesem Hintergrund ebenso unvermeidbar wie die zwingende Notwendigkeit der eigenverantwortlichen Absicherung durch den Abschluss privater Vorsorgeverträge.

1.2.4 Die Arbeitslosenversicherung

Die Gesetzliche Arbeitslosenversicherung bildet zusammen mit der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV - SGB V), der Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV - SGB VI), der Gesetzlichen Unfallversicherung (GUV - SGB VII) und der Sozialen Pflegeversicherung (SPV - SGB XI) die fünf Säulen der Sozialversicherung in Deutschland.

Die Bestimmungen zur Gesetzlichen Arbeitslosenversicherung (GAV) befinden sich im SGB III.

Zum Personenkreis der Pflichtversicherten zählen unter anderem alle Arbeitnehmer, Auszubildende, Wehr- und Zivildienstleistende und Bezieher von Krankengeld.

Geringfügig Beschäftigte, Selbständige, Freiberufler, Beamte, Richter, Soldaten, Geistliche oder auch Schüler und Studenten zählen jedoch nicht zu den Pflichtversicherten.

Einige der versicherungsbefreiten Personengruppen können jedoch eine freiwillige Arbeitslosenversicherung abschließen. Hierbei handelt es sich um ein Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag. Dies ist zum Beispiel für Selbstständige, Freiberufler, Existenzgründer und im Ausland Beschäftigte möglich.

Der Beitrag zur Arbeitslosenversicherung beträgt 2,6 % des Arbeitsentgeltes, allerdings wird der Beitrag nur bis zur Höhe der jeweils geltenden Beitragsbemessungsgrenze der Gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) erhoben. Wie in der Sozialversicherung allgemein üblich, teilen sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer die Beiträge paritätisch, also zu gleichen Teilen.

Die Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung werden von der Bundesagentur für Arbeit gewährt. Diese verfolgt mit den zur Verfügung gestellten Leistungen vor allem das Ziel, in Arbeitslosigkeit geratene Personen dabei zu unterstützen, wieder zu einem Arbeitsverhältnis zu gelangen.

Um dieses Ziel zu erreichen, werden auf Antrag der betreffenden Person oder Institution folgende Leistungen gewährt:

- Beratungen zu den Themen Beruf und Arbeitsmarkt

- Vermittlung von Ausbildungs- oder Arbeitsplätzen

- Hilfen zur beruflichen Eingliederung oder Aktivierung

- Hilfen zur Wahl einer Ausbildung oder eines Berufes (Bildungs-, Berufsorientierungs- oder Berufsvorbereitungsmaßnahmen)

- Hilfen zur Unterstützung behinderter Menschen im Berufs- und Arbeitsleben

- Förderung der beruflichen Weiterbildung

- Gründungszuschuss (bei Existenzgründung als Hilfe zur Selbstständigkeit)

- Übergangsgeld

- Kurzarbeitergeld

- Insolvenzgeld

- Wohngeld

- Arbeitslosengeld

- Bürgergeld, Sozialhilfe, BAföG, Elterngeld, Kindergeld (Transferleistungen)

Als Transferleistungen bezeichnet man Hilfen des Staates, die der Einzelne oder die Familie erhält, ohne dafür eine direkte Gegenleistung erbringen zu müssen. Dazu gehören zum Beispiel das Bürgergeld, die Sozialhilfe, Ausbildungshilfen wie das BAföG, Elterngeld und Kindergeld.

1.2.4.1 Arbeitslosengeld (nach SGB III)

Die Zahlung des Arbeitslosengeldes ist zwar nicht die einzige, aber eine wesentliche Leistung der Gesetzlichen Arbeitslosenversicherung (GAV).

Versicherte in der Gesetzlichen Arbeitslosenversicherung haben Anspruch auf Arbeitslosengeld, wenn sie die nachstehenden Voraussetzungen erfüllen:

- der Versicherte ist ohne Beschäftigung, kann aber mindestens 15 Stunden pro Woche einer versicherungspflichtigen Beschäftigung nachgehen.

- der Versicherte hat sich bei der Bundesagentur für Arbeit arbeitslos gemeldet (persönlich vor Ort, oder auch online über den angebotenen digitalen Service)

- der Versicherte sucht eine Stelle, die versicherungspflichtig ist.

- der Versicherte erfüllt die Anwartschaftszeit.

Die Erfüllung der sogenannten Anwartschaftszeit ist eine Grundvoraussetzung, um einen Anspruch auf Arbeitslosengeld zu haben. Diese ist erfüllt, wenn der Versicherte in den letzten 30 Monaten vor Eintritt der Arbeitslosigkeit (und Arbeitslosmeldung) mindestens 12 Monate pflicht- oder freiwillig versichert war. Versicherungspflichtige Zeiten werden in der Regel in Beschäftigungsverhältnissen zurückgelegt. Um zu berechnen, ob die erforderliche Anwartschaft erfüllt ist, werden die Zeiten sämtlicher versicherungspflichtigen Beschäftigungen innerhalb des 30-Monats-Zeitraums zusammengerechnet.

Weitere Zeiten, die gegebenenfalls bei der Erfüllung der Anwartschaftszeit berücksichtigt werden können, sind beispielsweise:

- Zeiten der freiwilligen Arbeitslosenversicherung, (z. B. während Selbständigkeit)

- der Versicherte hat ein Kind erzogen (bis zum 3. Lebensjahr)

- der Versicherte hat Krankengeld erhalten

- der Versicherte hat freiwilligen Wehrdienst, Jugendfreiwilligendienst oder Bundesfreiwilligendienst geleistet.

Auch diese Zeiten werden bei der Feststellung, ob die Anwartschaftszeit erfüllt ist, einbezogen.

Generell gilt: der Versicherte muss (zusammen mit versicherungspflichtigen Beschäftigungen) mindestens 12 Monate an Versicherungszeiten zurückgelegt haben, um die Anwartschaftszeit zu erfüllen.

Eine Ausnahme gilt, wenn der Versicherte des Öfteren befristet beschäftigt war. Dann reichen bereits 6 Monate oder mehr an versicherungspflichtigen Zeiten, also Beschäftigungszeiten und weitere versicherungspflichtige Zeiten in den 30 Monaten vor Eintritt der Arbeitslosigkeit.

Unter anderem gilt dann als Voraussetzung, dass die im 30-Monatzs-Zeitraum überwiegend ausgeübten Beschäftigungen von vornherein auf höchstens 14 Wochen befristet waren und das Arbeitsentgelt der letzten 12 Monate einen bestimmten Wert nicht überschreitet.

Die Höhe des gewährten Arbeitslosengeldes ist von mehreren Faktoren abhängig.

Prinzipiell gilt folgendes: Grundlage für die Berechnung des Arbeitslosengeldes ist das Brutto-Arbeitsentgelt, als das Gehalt der vergangenen 12 Monate. Berücksichtigt wird nur derjenige Teil des Arbeitsentgeltes, der in der Arbeitslosenversicherung beitragspflichtig war. (Somit werden zum Beispiel Minijobs diesbezüglich nicht berücksichtigt.) Dieser Betrag wird durch 365 dividiert und es ergibt sich somit das Brutto-Arbeitsentgelt pro Tag. Dies bezeichnet man auch als Bemessungsentgelt.

Von diesem Bemessungsentgelt werden rechnerisch die Lohnsteuer (ggf. der Soli-Zuschlag) und ein Pauschalbetrag für die Sozialversicherung in Höhe von 20 % abgezogen. Als Ergebnis steht das Netto-Entgelt pro Tag. Dies wird auch als Leistungsentgelt bezeichnet.

60 % des Leistungsentgeltes sind der Betrag, den ein Versicherter als Arbeitslosengeld pro Tag erhält. Der Betrag erhöht sich auf 67 % des Leistungsentgeltes, sofern der Versicherte oder sein Ehe- bzw. Lebenspartner mindestens ein Kind haben.

Es gilt somit: Das Arbeitslosengeld beträgt:

• 67 % für Personen mit mindestens einem Kind und

• 60 % für Personen ohne Kinder

des Leistungsentgeltes, also der bisherigen regelmäßigen pauschalierten Nettobezüge. Die Beantragung erfolgt über die zuständigen Arbeitsagenturen.

Die Dauer, für die das Arbeitslosengeld gezahlt wird, hängt ebenfalls von mehreren Faktoren ab:

- wie lange bestand die Versicherungspflicht? (zum Beispiel durch eine versicherungspflichtige Beschäftigung)

- wie alt ist der Versicherte bei Entstehung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld?

Die versicherungspflichtigen Zeiten müssen in der um 30 Monate verlängerten Rahmenfrist, d. h. in den vergangenen 5 Jahren liegen. Mehrere versicherungspflichtige Zeiten werden zusammengerechnet.

Hinsichtlich der Anspruchsdauer gelten folgende altersbezogene Regelungen:

Anspruchsdauer für Arbeitslose bis 50 Jahre

Ist der Versicherte jünger als 50 Jahre, kann dieser höchstens für die Dauer von 12 Monaten Arbeitslosengeld erhalten. Voraussetzung dafür ist, dass zuvor 24 Monate oder länger Versicherungspflicht bestand.

Sofern nur 12 Monate Versicherungspflicht bestand, ergibt sich eine Anspruchsdauer von 6 Monaten.

Anspruchsdauer für Arbeitslose ab 50 Jahre

Ab dem vollendeten 50. Lebensjahr steigt die Anspruchsdauer in mehreren Schritten auf bis zu 24 Monate an. Diese 24 Monate sind die höchste Anspruchsdauer und sie gilt für Versicherte, die 58 Jahre oder älter sind. Als Voraussetzung dafür gilt: es bestand eine Versicherungspflicht für mindestens 48 Monate.

Anspruchsdauer bei kurz befristeten Beschäftigungen

Sofern die Voraussetzungen für die verkürzte Anwartschaftszeit (siehe oben) erfüllt sind, gilt: erreicht der Versicherte zum Beispiel die Dauer von 8 versicherungspflichtigen Monaten, wird für 4 Monate Arbeitslosengeld gezahlt.

Arbeitslosengeld ist eine Versicherungsleistung. Führt der Versicherte den Versicherungsfall willentlich herbei oder trägt nicht dazu bei, die Arbeitslosigkeit zu beenden, kann eine Sperrzeit eintreten: Es wird dann für einen bestimmten Zeitraum kein Arbeitslosengeld gezahlt. Dies bezeichnet man als Sperrzeit. Das Arbeitslosengeld kann bis zu 12 Wochen lang nicht gezahlt werden.

Eine Sperrzeit tritt beispielsweise ein, wenn …

- der Versicherte das Beschäftigungsverhältnis gelöst hat (Eigenkündigung)

- dem Versicherten verhaltensbedingt gekündigt wurde

- der Versicherte einen Aufhebungsvertrag unterschrieben und beispielsweise eine Abfindung erhalten hat

- dem Versicherten eine Arbeit vermittelt wird, er diese aber nicht annimmt

- der Versicherte nicht an einer Maßnahme zur beruflichen Eingliederung teilnimmt

- der Versicherte nicht nachweist, dass er sich um eine neue Arbeitsstelle bemüht

- der Versicherte sich nicht frühzeitig arbeitsuchend meldet.

Eine Sperrzeit tritt nicht ein, wenn ein wichtiger Grund für das Handeln des Arbeitslosen vorliegt und Nachweise erbracht werden.

Beispiel: der Versicherte heiratet und beendet sein Beschäftigungsverhältnis, weil er zu seiner Partnerin oder seinem Partner in eine entfernte Stadt ziehen möchte.

1.2.4.2 Bürgergeld (nach SGB II)

Arbeitslosengeld und Bürgergeld unterscheiden sich erheblich.

Arbeitslosengeld wird aus den Beiträgen der Arbeitslosenversicherung finanziert.

Wie viel Arbeitslosengeld man erhält, richtet sich hauptsächlich nach dem letzten, durchschnittlichen Arbeitsentgelt.

Das Bürgergeld wird hingegen aus Steuergeldern finanziert. Deshalb zählt das Bürgergeld zu den sogenannten Transferleistungen.

Es sichert das Existenzminimum ab. Das Bürgergeld setzt sich aus einem festgelegten Regelbedarf und den Bedarfen für Unterkunft und Heizung zusammen. Die Kosten für den Wohnraum übernimmt das Jobcenter grundsätzlich nur in angemessener Höhe. Zusätzlich können jedoch unter gewissen Voraussetzungen weitere finanzielle Hilfen für sogenannte Mehrbedarfe beantragt werden.

Das Bürgergeld ist also eine staatliche Leistung für Menschen, die bedürftig sind, grundsätzlich arbeiten können, aber kein Arbeitslosengeld erhalten.

Es ersetzt seit Januar 2023 die ehemaligen Hartz 4-Leistungen (Arbeitslosengeld II).

Eine alleinstehende Person bekommt seit Januar 2023 als Regelbedarf 502 EUR, ein Paar in einer Bedarfsgemeinschaft 902 EUR.

Bis 2024 werden die Kosten für Miete oder Eigenheim übernommen, ohne dass geprüft wird, ob die Wohnkosten angemessen sind. Auch Vermögen bis zu 40.000 EUR pro Person bleibt unangetastet - diese Summe wird nicht auf das Bürgergeld angerechnet.

Im August 2022 bekamen rund 5,4 Millionen Menschen Arbeitslosengeld II oder Grundsicherung für Arbeitssuchende. Seit Januar 2023 beziehen diese Menschen nun das neue Bürgergeld.

Bei der Sozialleistung „Bürgergeld“ handelt es sich nicht um ein bedingungsloses Grundeinkommen. Mit dem Bürgergeld werden nur die Menschen finanziell unterstützt, die bedürftig sind und grundsätzlich noch arbeiten können, aber keine Arbeit finden oder von der Arbeit allein ihren Lebensunterhalt nicht bestreiten können.

Diese staatliche Leistung zur Sicherung der Grundbedürfnisse ist im Sozialgesetzbuch II geregelt.

Ein Ziel der Bürgergeld-Reform war es, Arbeitssuchende durch Qualifizierung, Weiterbildung und individuelles Coaching bei der Suche nach einem Arbeitsplatz zu unterstützen, um sie dauerhaft wieder in den Arbeitsalltag zu integrieren. Die Jobcenter müssen nicht mehr vorrangig einen Job vermitteln, wenn eine Weiterbildung zunächst sinnvoller erscheint.

Leistungen können gekürzt werden, wenn jemand eine zumutbare Stelle nicht annimmt oder Termine im Jobcenter verpasst - es gibt keine Vertrauenszeit wie ursprünglich geplant. Bei der ersten Pflichtverletzung mindert sich das Bürgergeld für einen Monat um 10 %, bei der zweiten für zwei Monate um 20 % und bei der dritten für drei Monate um 30 %. Kosten der Unterkunft und Heizung dürfen auch bei Verfehlungen nicht gemindert werden. Das neue System der Sanktionen im Bürgergeldgesetz erfüllt die verfassungsrechtlichen Vorgaben.

Durch die Reform bekommen Empfänger von Bürgergeld zeitnah mehr Geld, wenn die Preise in Deutschland insgesamt steigen. Zum 1. Januar 2023 sind die sogenannten Regelbedarfe dementsprechend deutlich höher.

Anspruch auf Bürgergeld hat jeder, der älter als 15 Jahre ist, das Rentenalter noch nicht erreicht hat und die folgenden drei Voraussetzungen erfüllt:

• es besteht grundsätzlich Erwerbsfähigkeit,

• es liegt Bedürftigkeit vor und

• der Wohnsitz befindet sich in Deutschland.

Um Bürgergeld zu bekommen muss keine Arbeitslosigkeit vorliegen!

Voraussetzung Erwerbsfähigkeit:

Um einen Anspruch auf Bürgergeld zu haben, muss die Erwerbsfähigkeit gegeben sein, also die Fähigkeit arbeiten zu können. Ob eine Erwerbsfähigkeit vorliegt, stellt die gesetzliche Rentenversicherung fest. Derjenige, der wegen Krankheit oder Behinderung auf absehbare Zeit nicht in der Lage ist, mindestens drei Stunden täglich zu arbeiten, ist erwerbsunfähig im Sinne des § 8 SGB II.

In diesem Fall besteht gegebenenfalls Anspruch auf eine Erwerbsminderungsrente oder auf Grundsicherung wegen Erwerbsunfähigkeit. Wer als Rentner nicht genug Rente bekommt, hat keinen Anspruch auf Bürgergeld, sondern auf Grundsicherung im Alter. Für alle, die erwerbsunfähig und bedürftig sind, bleibt alles wie bisher. Sie können Grundsicherung bei Erwerbsunfähigkeit bekommen und kein Bürgergeld. Diese Sozialleistungen sind im Sozialgesetzbuch XII geregelt (§§ 41 bis 46 b).

Auszubildende können während einer beruflichen Ausbildung grundsätzlich Bürgergeld bekommen. Studierende, die nicht im Haushalt der Eltern leben, haben keinen Anspruch auf Bürgergeld (§ 7 Abs. 5 SGB II). Sie können BAföG beantragen.

Menschen aus dem Ausland können Bürgergeld bekommen, wenn sie in Deutschland arbeiten dürfen und eine entsprechende Arbeitserlaubnis besitzen, aber noch keine Arbeitsstelle gefunden haben. Flüchtlinge haben Anspruch auf Bürgergeld.

Voraussetzung Wohnsitz in Deutschland:

Der sogenannte „gewöhnliche Aufenthaltsort“ muss sich in Deutschland befinden. Auf die Staatsangehörigkeit kommt es nicht an. Deutsche im Aus-land allerdings können somit kein Bürgergeld beziehen.

Voraussetzung Bedürftigkeit:

Das Bürgergeld ist kein bedingungsloses Grundeinkommen, das jeder bekommen kann, sondern setzt voraus, dass derjenige auf finanzielle Unter-stützung angewiesen ist. Hilfebedürftig ist man dann, wenn man seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend mit seinem Einkommen oder seinem Vermögen bezahlen kann. Die Hilfebedürftigkeit ist damit abhängig vom persönlichen Einkommen und Vermögen.

Bedürftigkeit liegt nicht vor, wenn man durch die Familie finanziell unter-stützt wird, oder ein Anspruch gegen Dritte besteht, zum Beispiel wegen Unterhalt. Besteht Anspruch auf andere Sozialleistungen, müssen diese zuerst beantragt werden, wenn dadurch die Hilfebedürftigkeit verringert oder beseitigt werden kann.

Unter den Begriff „vorrangige Leistungen“ fallen beispielsweise:

- Kindergeld, Unterhaltsvorschuss für Kinder

- Arbeitslosengeld

- Erwerbsminderungsrente, Witwen-/Witwerrente, Waisenrente

- Elterngeld nach der Geburt eines Kindes

- Krankengeld

- BAföG

Diese zu beantragenden Sozialleistungen werden auf das Bürgergeld angerechnet.

Kinderzuschlag und Wohngeld müssen nur dann vorrangig beantragt wer-den, wenn sich dadurch die Hilfebedürftigkeit aller Haushaltsmitglieder für mindestens drei Monate beseitigen lässt.

Die (aktuelle) Höhe des Bürgergeldes ist in der nachstehenden Tabelle nach den sogenannten Regelbedarfsstufen zusammengefasst.

Stand 07/2023
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Abbildung: Die neuen Leistungssätze



Zusätzlich übernimmt der Staat die tatsächlichen Kosten für Unterkunft und Heizung, soweit sie angemessen sind. Die Leistungen orientieren sich am Niveau der Mieten auf dem örtlichen Wohnungsmarkt.

Sofern ein eigenes Haus oder eine Eigentumswohnung bewohnt wird, gehören zu den Kosten der Unterkunft auch die damit verbundenen Belastungen wie Schuldzinsen, Grundsteuer, Wohngebäudeversicherung, Erbbauzins sowie Nebenkosten, soweit sie angemessen sind.

Allerdings gilt bis 2024 eine sogenannte Karenzzeit. Das bedeutet: Das Jobcenter prüft die Angemessenheit der Wohnkosten im ersten Jahr nicht.


★ Beispiel:

Eine Familie mit zwei Kindern, die vier und sechs Jahre alt sind, wohnt in Berlin - Schöneberg in einer Mietwohnung mit monatlich 900 EUR Miete und 150 EUR Heizkosten. Die Mutter arbeitet in Teilzeit als Pflegekraft in einem Altenheim und verdient 700 EUR brutto. Der Vater war selbstständig, hat allerdings sein Geschäft aufgegeben und deshalb derzeit keine Einkünfte. Sie bekommen 500 EUR Kindergeld.

Diese Familie hätte einen Anspruch auf die Übernahme der Wohnkosten in Höhe von 1.050 EUR und zusätzlich bekommt sie noch 1.568 EUR Bürgergeld im Monat.

Der Anspruch auf Bürgergeld ist im Übrigen nicht pfändbar.



Falls eine Weiterbildung mit Abschluss in Angriff genommen wird, erhält der Antragsteller für erfolgreiche Zwischen- und Abschlussprüfungen eine Weiterbildungsprämie. Zusätzlich gibt es seit 1. Juli 2023 ein monatliches Weiterbildungsgeld in Höhe von 150 EUR.

Das erste Jahr, in dem Bürgergeld bezogen wird gilt - wie bereits erwähnt - als sogenannte Karenzzeit: Die Kosten für Unterkunft und Heizung werden in tatsächlicher Höhe anerkannt und übernommen. Auch selbst genutztes Wohneigentum wird unabhängig von seiner Fläche bei der Prüfung der Bedürftigkeit ausgenommen.

Im ersten Jahr wird auch das Vermögen nicht berücksichtigt, wenn es sich nicht um erhebliche Summen handelt. Die Grenze dafür liegt bei 40.000 EUR für den Antragsteller sowie 15.000 EUR für jede weitere Person, die in der Bedarfsgemeinschaft lebt.

Die Karenzzeit von einem Jahr gilt für alle Bürgergeldempfänger, unabhängig davon, ob sie vor Inkrafttreten des Bürgergeldes bereits Leistungen nach dem SGB II (z. B. das ehemalige Arbeitslosengeld II) bezogen haben. Zeiten mit staatlicher Unterstützung vor 2023 bleiben für die neue Karenzzeit unberücksichtigt

Nach Ablauf der Karenzzeit von einem Jahr ist das Jobcenter verpflichtet, das Vermögen des Antragstellers zu überprüfen. Wurde Geld angespart, muss es zunächst für den Lebensunterhalt ausgegeben werden, bevor staatliche Leistungen fließen. Nach der Karenzzeit gilt ein Freibetrag in Höhe von 15.000 EUR je Person in der Bedarfsgemeinschaft – und zwar unabhängig vom Alter.

Erbschaften werden seit Juli 2023 nicht mehr als Einkommen, sondern als Vermögen bewertet. Dadurch führt eine Erbschaft nur dann zu Rückforderungen, wenn der Erbe durch die Erbschaft mehr Geld hat als den geltenden Freibetrag für Vermögen.

Alle Versicherungsverträge, die der Alterssicherung dienen, werden nicht als Vermögen berücksichtigt.

Neu ist ebenfalls eine Regelung zum Schonvermögen für Menschen, die im eigenen Haus oder der eigenen Wohnung leben. Ein selbstgenutztes Haus mit einer Wohnfläche von bis zu 140 m2 oder eine selbstgenutzte Eigentumswohnung von bis zu 130 m2 zählt zum Schonvermögen. Bei mehr als vier Haushaltsangehörigen erhöht sich die Fläche für jede weitere Person um 20 m2. Zudem können auch größere Häuser oder Wohnungen als Schonvermögen geschützt sein, wenn der Umzug, der Verkauf oder die Beleihung eine besondere Härte wäre.

Schüler, Studenten und Auszubildende können seit 1. Juli 2023 monatlich 520 EUR hinzuverdienen, ohne dass das Bürgergeld gekürzt wird. Die Freibeträge für Hinzuverdienste entsprechen damit der Minijob-Grenze. In den Ferien können Schülerinnen und Schüler unbegrenzt hinzuverdienen. Auch für Ehrenamtliche sind 3.000 EUR der Aufwandsentschädigung pro Jahr anrechnungsfrei.

Ansonsten werden die ersten 100 EUR, die ein Bürgergeldempfänger verdient, nicht auf das Bürgergeld angerechnet. Für den Teil des monatlichen Erwerbseinkommens, der 100 EUR übersteigt und nicht mehr als 520 EUR beträgt, sind 20 Prozent davon anrechnungsfrei. Beträgt der Verdienst mehr als 520 EUR, aber weniger als 1.000 EUR, werden 30 Prozent von diesem Teil des Erwerbseinkommens seit 1. Juli 2023 nicht angerechnet. Zusätzlich sind vom Verdienst zwischen 1.000 EUR und 1.200 EUR 10 % dieses Teils auf das Bürgergeld anrechnungsfrei. Für Menschen, die mindestens ein minderjähriges Kind haben, gilt die letzte Freibetragsstufe sogar bis zu einem Einkommen von 1.500 EUR.


★ Beispiel:

Mit einem Minijob verdient Eberhard Widuscheit 520 EUR im Monat. Davon zahlt er keine Steuern und Sozialversicherungsbeiträge. Anrechnungsfrei bleiben die ersten 100 EUR und 20 % von 420 EUR, also 84 EUR. Auf das Bürgergeld von Eberhard werden somit insgesamt 184 EUR nicht angerechnet.



1.2.4.3 Sozialgeld

Das Sozialgeld ist wie auch das Bürgergeld, eine Fürsorgeleistung des Staates. Beide sollen eine Grundsicherung des Lebensunterhaltes gewährleisten. Wer erwerbsfähig und hilfebedürftig ist, weil er keine Arbeit findet oder das Arbeitseinkommen nicht ausreicht, um den Lebensunterhalt zu bestreiten, kann Bürgergeld beantragen.

Hilfebedürftige Personen, die nicht erwerbsfähig sind, konnten Sozialgeld beantragen.

Das Sozialgeld wurde bis Ende 2022 an Personen gezahlt, die nicht erwerbsfähig waren und keinen Anspruch auf Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsunfähigkeit hatten.

Seit dem 1. Januar 2023 erhalten diese Personen das Bürgergeld.

Die Leistungen sind der Höhe nach identisch und werden anhand der sogenannten Regelbedarfsstufen gewährt.

Sozialgeld nach § 19 Abs. 1 Satz 2 SGB II erhalten leistungsberechtigte Personen, die

• nicht erwerbsfähig sind

• mit einem erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, der selbst dem Grunde nach Leistungen nach dem SGB II (Bürgergeld) beanspruchen kann, in einer Bedarfsgemeinschaft leben und

• keinen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB XII, haben. (Sozialhilfe, Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung)

Daneben haben auch nicht erwerbsfähige, minderjährige Kinder von Auszubildenden, die eine nach dem BAföG förderungsfähige Ausbildung absolvieren, Anspruch.

Angehörige einer Bedarfsgemeinschaft, die

• Rente wegen voller Erwerbsminderung auf Dauer beziehen oder

• das 65. Lebensjahr vollendet haben (Grundsicherung),

haben keinen Anspruch.

Leistungsumfang

Das Sozialgeld umfasst folgende Leistungen:

• Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts

• Leistungen für Mehrbedarf beim Lebensunterhalt

• Leistungen für Unterkunft und Heizung sowie

• die Gewährung eines Darlehns bei Bestehen eines unabweisbaren Bedarfs im Einzelfall.

Um die Bürokratie zu vereinfachen, wird das Sozialgeld vom Jobcenter gezahlt.

1.2.4.4 Kurzarbeitergeld

Bei vorübergehendem Arbeitsausfall wird ein sog. Kurzarbeitergeld für ausgefallene Arbeitsstunden gewährt, wenn dadurch die Arbeitsplätze erhalten werden können (67 % bzw. 60 % der Bezüge).

Der Erhalt dieser Leistungen ist nur den in der Arbeitslosenversicherung pflichtversicherten Personen möglich.
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Abbildung: Kurzarbeitergeld



Das Kurzarbeitergeld wird allerdings nur gezahlt, wenn der Arbeitsausfall dazu führt, dass die betroffenen Beschäftigten weniger Entgelt erhalten. Hierbei gilt: Bei mindestens einem Drittel der Beschäftigten des Betriebes muss im Monat jeweils ein Entgeltausfall von mehr als 10 % vorliegen.

Das Kurzarbeitergeld kann nicht gezahlt werden, wenn der Arbeitsausfall branchen- bzw. betriebsüblich oder saisonbedingt ist.

Ein Betrieb kann für seine Beschäftigten bis zu 12 Monate Kurzarbeitergeld erhalten.

Die Monate, für die Kurzarbeitergeld gewährt wird, müssen dabei nicht direkt aufeinanderfolgen. Wird die Kurzarbeit für 3 Monate oder länger unterbrochen, muss eine weitere Kurzarbeit erneut bei der Agentur für Arbeit angezeigt werden.

Seit dem 1. Juli 2023 gilt: um Kurzarbeit zu vermeiden, müssen Minusstunden eingebracht werden, soweit dies im Rahmen der Arbeitszeitvereinbarungen des Betriebes zulässig ist.

1.2.4.5 Freiwillige Arbeitslosenversicherung

Für Unternehmer besteht grundsätzlich im Falle der Insolvenz des Betriebes keine soziale Absicherung im Rahmen der Arbeitslosenversicherung.

Es gibt jedoch zwei Ausnahmen:

• Wenn der Existenzgründer vor dem Beginn der selbstständigen Tätigkeit bereits Ansprüche auf Arbeitslosengeld erworben hat, bleiben diese gemäß § 147 SGB III innerhalb einer Frist von fünf Jahren noch bestehen. Die Frist beginnt mit dem Entstehen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld. Für nähere Auskünfte steht Ihnen die örtliche Agentur für Arbeit zur Verfügung.

• Es besteht die Möglichkeit, sich bei Vorliegen der Voraussetzungen auch als Selbstständiger durch eine freiwillige Weiterversicherung in der Arbeitslosenversicherung gegen Arbeitslosigkeit zu versichern. Rechtsgrundlage ist § 28a SGB III (Versicherungspflicht auf Antrag).

Die freiwillige Weiterversicherung in der Arbeitslosenversicherung können folgende Personenkreise nutzen:

• selbstständig Tätige, die mindestens 15 Stunden in der Woche tätig sind

• Personen bei Inanspruchnahme der Elternzeit nach § 15 Bundeselterngeld – und Elternzeitgesetzes

• Arbeitnehmer, die eine Beschäftigung von mindestens 15 Wochenstunden außerhalb der EU ausüben.

• Personen in Weiterbildung um beruflich aufzusteigen, den Beruf zu wechseln oder einen Berufsabschluss zu erreichen.

Voraussetzungen der Versicherungsmöglichkeit für Selbstständige sind:

Damit ein Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag begründet werden kann, muss eine der folgenden Voraussetzungen (Vorversicherungszeit) erfüllt sein:

• Innerhalb der letzten 30 Monate vor Aufnahme der selbständigen Tätigkeit, Auslandsbeschäftigung, Elternzeit oder beruflichen Weiterbildung muss die antragstellende Person mindestens 12 Monate in einem Versicherungspflichtverhältnis gestanden haben. Dabei spielt es keine Rolle, ob es sich um ein durchgehendes, versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis handelt oder ob einzelne Beschäftigungen lediglich zusammengerechnet werden. Wurde das Beschäftigungsverhältnis unterbrochen, kann die Zeit der Unterbrechung nicht berücksichtigt werden. Ein Versicherungspflichtverhältnis liegt auch vor, wenn Zeiten der Antragspflichtversicherung nachgewiesen werden.

• Die Voraussetzung ist auch erfüllt, wenn unmittelbar vor der Aufnahme der selbständigen Tätigkeit, Auslandsbeschäftigung, Elternzeit oder beruflichen Weiterbildung die antragstellende Person einen Anspruch auf eine Entgeltersatzleistung nach dem SGB III hatte (z. B. Arbeitslosengeld I, nicht jedoch Bürgergeld). Ob die Leistung tatsächlich bezogen wurde, spielt in diesem Zusammenhang keine Rolle.

• Unmittelbarkeit ist immer dann gegeben, wenn der Zeitraum vor der Aufnahme der Tätigkeit, die zum Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag berechtigt, nicht mehr als ein Monat beträgt.

Sofern Sie neben der selbständigen Tätigkeit, Auslandsbeschäftigung, Elternzeit oder der beruflichen Weiterbildung eine Beschäftigung im europäischen Ausland ausüben und dort pflichtversichert sind, geht aufgrund der Verordnung (EG) Nr. 883/04 die dortige Pflichtversicherung vor. Eine Antragspflichtversicherung nach deutschem Recht ist dann nicht möglich.

Der Antrag auf das Versicherungspflichtverhältnis ist spätestens innerhalb einer Ausschlussfrist von drei Monaten nach Aufnahme der selbständigen Tätigkeit, Auslandsbeschäftigung, Elternzeit oder beruflichen Weiterbildung zu stellen. Wenn der Antrag innerhalb der Ausschlussfrist gestellt wird und die sonstigen Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind, beginnt die Versicherung mit dem Tag an dem erstmals die Voraussetzungen für das Versicherungspflichtverhältnis erfüllt sind. Gegebenenfalls tritt innerhalb der Ausschlussfrist ein rückwirkender Versicherungsschutz ein.

Kann ein Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag nur deshalb nicht begründet werden, weil dies wegen einer vorrangigen Versicherungspflicht/Versicherungsfreiheit ausgeschlossen ist, muss der Antrag innerhalb von drei Monaten nach Wegfall des Ausschlusstatbestandes gestellt werden.

Wird der Antrag nach Ablauf der dreimonatigen Ausschlussfrist gestellt, kann ein Versicherungspflichtverhältnis nicht mehr begründet werden. Das gilt auch dann, wenn die antragstellende Person die verspätete Antragstellung nicht zu vertreten hat. Ein Versicherungspflichtverhältnis kann auch nicht begründet werden, wenn anderweitig Versicherungspflicht oder Versicherungsfreiheit in der Arbeitslosenversicherung besteht.

Sofern die antragstellende Person neben der selbständigen Tätigkeit, Auslandsbeschäftigung, Elternzeit oder beruflichen Weiterbildung eine geringfügige Beschäftigung (Minijob) ausübt oder aufnimmt, hat das keine Auswirkung.

Das Versicherungspflichtverhältnis ist auch ausgeschlossen, wenn die antragstellende Person als Selbständige/Selbständiger bereits versicherungspflichtig war, ihre/seine selbständige Tätigkeit zweimal unterbrochen und in den Unterbrechungszeiträumen einen Anspruch auf Arbeitslosengeld nach dem SGB III geltend gemacht hat. Der Ausschlussgrund greift allerdings nicht, wenn der Arbeitslosengeldbezug auf einem neuen Anspruch auf Arbeitslosengeld beruht.

Das Versicherungspflichtverhältnis auf Antrag wegen Elternzeit ist ausgeschlossen, wenn für das zu erziehende Kind unter drei Jahren bereits eine andere Person versicherungspflichtig in der Arbeitslosenversicherung (§ 26 Abs. 2a SGB III) ist.

Das Versicherungspflichtverhältnis beginnt mit dem Tag an dem die Voraussetzungen erfüllt sind. Der Antrag muss spätestens innerhalb von drei Monaten nach Aufnahme der Tätigkeit oder Beschäftigung, Elternzeit oder beruflichen Weiterbildung (Ausschlussfrist) bei der Agentur für Arbeit gestellt werden. Hat eine vorrangige Versicherungspflicht vorgelegen und entfällt dieser Ausschlusstatbestand, ist ab dem Zeitpunkt des Entfalls der Antrag innerhalb von drei Monaten zu stellen.

Wird der Antrag nach Ablauf der 3-Monatsfrist (Ausschlussfrist) gestellt, kann ein Versicherungspflichtverhältnis nicht begründet werden.

Unterschreitungen der jeweiligen wöchentlichen Stundengrenze sind versicherungsrechtlich unschädlich, wenn sie von geringer Dauer sind. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass insbesondere Existenzgründer schwankende Beschäftigungszeiten haben können.

Eine gelegentliche Unterschreitung liegt immer dann vor, wenn sie nicht voraussehbar ist und auch nicht zu erwarten ist, dass sie sich innerhalb eines Jahres wiederholt. Eine Abweichung von geringer Dauer kann angenommen werden, wenn die Unterschreitung nicht mehr als drei zusammenhängende Wochen umfasst.

Das Versicherungspflichtverhältnis ruht, wenn ein weiterer Versicherungstatbestand eintritt (z. B. Aufnahme einer versicherungspflichtigen Beschäftigung, Ableistung des Wehrdienstes, Erziehungszeit). Ruhen kann auch eintreten, wenn eine andere Soziallleistung (z. B. Mutterschaftsgeld, Krankengeld) bezogen wird, weil ein solcher Bezug Versicherungspflicht in der Arbeitslosenversicherung auslösen kann. Ruhen liegt auch vor, wenn der Versicherte versicherungsfrei in der Arbeitslosenversicherung wird (z. B. Annahme eines Richteramtes, Dienst als Soldat auf Zeit).

Keine Auswirkung hat die Ausübung oder Aufnahme einer (versicherungsfreien) geringfügigen Beschäftigung (Minijob). Durch den Ruhenstatbestand wird die Antragspflichtversicherung nicht beendet.

Das Versicherungspflichtverhältnis endet, wenn eine Entgeltersatzleistung nach dem SGB III (z. B. Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit) bezogen wird oder mit Ablauf des Tages, an dem die Voraussetzungen für das Versicherungspflichtverhältnis letztmals erfüllt werden.

Tritt Versicherungsfreiheit in der Arbeitslosenversicherung nach § 28 SGB III ein

(z. B. bei Personen mit Anspruch auf Regelaltersrente), endet das Versicherungspflichtverhältnis.

Das Versicherungspflichtverhältnis kann selbstverständlich auch gekündigt werden. Das Kündigungsrecht kann allerdings frühestens nach Ablauf von fünf Jahren in Anspruch genommen werden. Die Kündigungsfrist beträgt dann drei Monate zum Ende eines Kalendermonats.

Der Beitragssatz liegt 2023 bei 2,6 %. Auf Basis der Bezugsgrößen von 3.395 EUR (West) und 3.290 EUR (Ost) liegt der monatliche Beitrag zur Arbeitslosenversicherung für Selbstständige in der 2-jährigen Startphase (halber Regelbeitrag) bei 88,27 EUR bzw. 85,54 EUR.

Für Gründer besteht eine Sonderregelung. Sie zahlen ab dem Zeitpunkt der Gründung plus dem folgenden Kalenderjahr pro Monat nur die Hälfte (halber Regelbeitrag): 44,14 EUR (West) und 42,77 EUR (Ost). Die Beiträge müssen an die Bundesagentur für Arbeit abgeführt werden.

Die Höhe des Arbeitslosengeldes orientiert sich nach der Qualifikationsgruppe sowie dem Vorhandensein von unterhaltsbedürftigen Kindern.

Beispielsweise kommt es (Stand 2023) bei einem Selbstständigen ohne Kinder und der Besteuerung nach Steuerklasse III/60 % zu folgenden Leistungsansprüchen: (Richtwert)
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Abbildung: Leistungen freiwillige Arbeitslosenversicherung



1.2.5 Beamtenversorgung

Von den mehr als 41 Mio. Arbeitnehmern in Deutschland sind mehr als 5 Mio. Beschäftigte – also mehr als 12 % – als Beamte, Angestellte oder Arbeiter im öffentlichen Dienst tätig. Als Beamte oder Richter sind ca. 1,75 Mio. über die sog. Beamtenversorgung abgesichert. Die Beamten stehen in einem besonderen Dienst- und Treueverhältnis zu ihrem Dienstherrn. Sie sind nicht versicherungspflichtig, d. h. sie haben für ihre Versorgung keine eigenen Beiträge zu entrichten. Im Falle dauernder Dienstunfähigkeit, Erreichen der Altersgrenze bzw. bei Tod besteht bei Erfüllung bestimmter Voraussetzungen Anspruch auf ein Ruhegehalt bzw. eine Hinterbliebenenversorgung.

1.2.5.1 Leistungsansprüche

Ob ein Anspruch auf Leistungen vorliegt, hängt vom jeweiligen Beamtenstatus ab. Zu unterscheiden sind:

• Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst

• Beamte auf Probe

• Beamte auf Lebenszeit

• Angestellte im Vorbereitungsdienst zum Beamten

Beamter auf Widerruf im Vorbereitungsdienst

(z. B. Referendar im höheren Dienst, Anwärter)

Frühestens mit der Vollendung des 17. Lebensjahres ist eine Berufung als Beamter auf Widerruf im Vorbereitungsdienst möglich. Der Beamte erhält sog. Anwärterbezüge. Bei einem Beamten auf Widerruf mit Dienstbezügen handelt es sich beispielsweise um Soldaten auf Zeit. Bei Andauern einer Dienstunfähigkeit wird der Beamte auf Widerruf im Vorbereitungsdienst ohne Versorgung aus dem Beamtenverhältnis entlassen und in der gesetzlichen Rentenversicherung nachversichert. Vom Dienstherrn werden in diesem Fall Beiträge in die gesetzliche Rentenversicherung entsprechend den in den einzelnen Dienstjahren erhaltenen Dienstbezügen nachentrichtet. Der Dienstherr zahlt sowohl die Arbeitgeber- als auch die Arbeitnehmeranteile. Auch bei Tod im aktiven Dienst haben die Hinterbliebenen des Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst keinen Versorgungsanspruch nach dem Beamtenversorgungsgesetz. Als einmalige Leistung nach dem Tod werden lediglich die Bezüge für den Sterbemonat und ein Sterbegeld gewährt. Hinterbliebenenversorgung erfolgt hier wieder in der Form der Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung. Ausnahme: Bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um mindestens 20 % durch ein Dienstunfall-Leiden wird vorübergehend, d. h. für die Dauer des Vorliegens der Schäden, ein Unfall-Unterhaltsbeitrag gewährt.

Beamter auf Probe

(z. B. Inspektor zur Anstellung/Assessor)

Die Probezeit für Beamte auf Probe soll fünf Jahre nicht übersteigen. Von der Mindestprobezeit können durch Landesrecht Ausnahmen bestimmt werden. Bei dauernder Dienstunfähigkeit und Tod, die nicht aufgrund eines Dienstunfalles bzw. einer Dienstbeschädigung eingetreten sind, gibt es wie bei dem Beamten auf Widerruf keinerlei Leistungen aus der Beamtenversorgung. Es erfolgt ebenfalls die Entlassung aus dem Beamtenverhältnis und die Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung. Eine Ausnahme hiervon bildet lediglich der Umstand der Bedürftigkeit. In diesem Fall entscheidet der Dienstherr auf Antrag, ob Unterhaltsbeiträge gewährt werden. Im Todesfall werden einmalig die Bezüge für den Sterbemonat und ein Sterbegeld fällig. Zusätzlich besteht bei Tod aufgrund eines Dienstunfalles oder einer Dienstbeschädigung Anspruch auf Witwen- und Waisengeld. Bei Dienstunfähigkeit werden Beamte auf Probe nur dann in den Ruhestand mit einem Anspruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung versetzt, wenn die Dienstunfähigkeit auf einer Dienstbeschädigung oder einem Dienstunfall beruht.

Beamter auf Lebenszeit

Die Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit ist nur zulässig, wenn der Beamte sich in der Probezeit von mindestens sechs Monaten und höchstens 5 Jahren bewährt hat. Ist die Wartezeit von fünf Dienstjahren erfüllt, wird der Beamte oder Richter auf Lebenszeit bei dauernder Dienstunfähigkeit in den vorzeitigen Ruhestand versetzt und hat Anspruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung. Ist die Wartezeit bei Dienstunfähigkeit allgemeiner Art nicht erfüllt, wird er aus dem Beamtenverhältnis entlassen und in der gesetzlichen Rentenversicherung nachversichert; u. U. werden bei Bedürftigkeit auf Antrag Unterhaltsbeiträge geleistet. Bei dauernder Dienstunfähigkeit infolge eines Dienstunfalles oder einer Dienstbeschädigung wird der Beamte oder Richter auf Lebenszeit auch ohne Wartezeiterfüllung in den Ruhestand versetzt und hat Anspruch auf Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung. Bei Tod werden ebenfalls ohne Wartezeiterfüllung einmalig die Bezüge für den Sterbemonat und ein Sterbegeld fällig; außerdem erhalten die Hinterbliebenen Witwen- und Waisengeld.

Angestellter im Vorbereitungsdienst zum Beamten

Seit bereits vielen Jahren ist es landesrechtlich möglich, den Vorbereitungsdienst statt im Beamtenverhältnis in einem Ausbildungsverhältnis des öffentlichen Dienstes (analog Bundesangestelltentarif) zu leisten. Diese Regelung betrifft ausschließlich Berufe, zu deren Ausübung auch in der freien Wirtschaft der Vorbereitungsdienst erforderlich ist wie z. B. Rechtsanwälte und Lehrer. Bei andauernder Berufsunfähigkeit oder Tod aufgrund eines Arbeitsunfalles erfolgt die Versorgung vonseiten der gesetzlichen Rentenversicherung.

1.2.5.2 Führungsposition auf Probe bzw. auf Zeit

Führungsposition auf Probe

Führungspositionen können landesrechtlich im Beamtenverhältnis auf Probe übertragen werden. Die regelmäßige Probezeit beträgt zwei Jahre. Bei erfolgreichem Abschluss ist dem Beamten das höherwertige Amt auf Dauer zu übertragen.

Führungsposition auf Zeit

Führungspositionen können zukünftig auch auf Zeit übertragen werden. Die Amtszeiten dürfen dabei in Abhängigkeit von der Besoldungsgruppe insgesamt eine bestimmte Dauer an Jahren nicht überschreiten. (z. B. in den Besoldungsgruppen 10-12 ist es zulässig, die Übertragung höchstens zweimal bis zu einer Gesamtdauer von 8 Jahren zu verlängern. Bei Ausübung einer Führungsposition ab der Besoldungsgruppe 13 hingegen ist es zulässig, die Übertragung dreimal bis zu einer Gesamtdauer von 12 Jahren zu verlängern.) Generell gilt jedoch als Faustregel: mit Ablauf der zweiten Amtszeit soll dem Beamten das Amt auf Dauer im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit übertragen werden.

Versorgung von Führungskräften auf Probe und auf Zeit

Für die Versorgung dieses Personenkreises gelten Sonderregelungen. Zwar ergibt sich aus diesen Beamtenverhältnissen auf Probe und auf Zeit in der Regel kein selbstständiger Anspruch auf Versorgung, doch bleibt auch die Amtsausübung bei Beamten auf Zeit nicht unberücksichtigt. Die Versorgung erfolgt dann aus dem vorausgegangenen Amt als Beamter auf Lebenszeit zzgl. eines Differenzbetrages zwischen den Dienstbezügen aus Lebenszeit und Zeitamt. Dieser beträgt ein Viertel des Unterschiedsbetrages, wenn das Amt mindestens fünf Jahre übertragen worden war und erhöht sich auf die Hälfte, wenn als weitere Voraussetzung das Amt in der zweiten Amtszeit übertragen war. Tritt der Beamte auf Zeit wegen Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze oder wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand, berechnen sich die ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge aus dem Beamtenverhältnis auf Zeit, wenn der Beamte das Amt mindestens fünf Jahre innehatte.

Umsetzung durch Bund und Länder

Der Bund hat von der Optionsmöglichkeit, Ämter als Führungsposition auf Zeit zu vergeben, keinen Gebrauch gemacht. Er sieht lediglich die Vergabe von solchen Ämtern auf Probe vor.

1.2.5.3 Dienstbezüge und Ruhegehalt

Zur Berechnung der Höhe des Ruhegehalts müssen die ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge und die ruhegehaltsfähigen Dienstzeiten ermittelt werden. Die Dienstbezüge des Beamten setzen sich zusammen aus

• Grundgehalt

• Familienzuschlag sowie

• Zulagen.

Zusätzlich können sonstige Bezüge gewährt werden: jährliche Sonderzuwendungen (13. Monatsgehalt), jährliches Urlaubsgeld und vermögenswirksame Leistungen. In den letzten Jahren wurden derartige Bezüge z. T. drastisch eingeschränkt.

Das Grundgehalt

Das Grundgehalt des Beamten wird in den sog. Besoldungsordnungen und den dazugehörigen Besoldungsgruppen geregelt.

• Besoldungsgruppe A: (A 3 – A 16) (Besoldungsgruppen A 1 und A 2 sind entfallen) regelt die Dienstbezüge der Beamten mit aufsteigenden Grundgehältern

• Besoldungsgruppe B: (B 1 – B 11) regelt die Dienstbezüge der Beamten mit festen Grundgehältern

• Besoldungsgruppe (W: W 1 – W 3) regelt die Dienstbezüge der Professoren und Wissenschaftler an Hochschulen

• Besoldungsgruppe R: (R 2 – R 10) (Besoldungsgruppe R 1 ist entfallen) regelt die Dienstbezüge der Richter und Staatsanwälte

Die Besoldungsgruppe A ist in folgende Bereiche gegliedert:









	A 2 – A 6

	Grundgehälter des einfachen Dienstes




	A 6 – A 9

	Grundgehälter des mittleren Dienstes




	A 9 – A 13

	Grundgehälter des gehobenen Dienstes




	A 13 – A 16

	Grundgehälter des höheren Dienstes








Die Höhe des Grundgehaltes ist gesetzlich geregelt (§ 27 BBesG) und bestimmt sich nach den als Anlage zu den Besoldungsgesetzen beigefügten Besoldungstabellen. Das Grundgehalt der Besoldungsgruppen ist in Stufen bemessen.

Ein Stufenaufstieg erfolgt nach gewissen Dienstzeiten, in denen anforderungsgerechte Leistungen erbracht wurden (Erfahrungszeiten). Dadurch steigt das Grundgehalt für eine Person auch ohne Beförderung und Besoldungsanpassung.

Die Besoldungsordnung A gilt für den überwiegenden Teil der Beamten vom einfachen über den mittleren und gehobenen bis hin zum höheren Dienst.

Sie regelt beispielsweise die Besoldung von Verwaltungsbeamten oder auch von verbeamteten Lehrern. Die Besoldungsgruppe A 9 markiert hierbei den Einstieg in den gehobenen Dienst, die Besoldungsgruppe A 13 ist der Einstieg in den höheren Dienst.

Dabei unterscheiden sich die Bezüge von Bundesland zu Bundesland. Beamte in Mecklenburg-Vorpommern verdienen zum Beispiel deutlich weniger als Beamte in Bayern oder Baden-Württemberg.

Nach dem Bundesbesoldungsgesetz erfolgt der Aufstieg in die nächsthöhere Besoldungsstufe bei entsprechender Leistung, der sogenannten „Erfahrungszeit“:

- in Stufe 1 nach einer Erfahrungszeit von zwei Jahren

- in Stufen 2 bis 4 nach jeweils drei Jahren und

- in Stufen 5 bis 7 nach vier Jahren

- vgl. § 27 Bundesbesoldungsgesetz (BBesG)

Familienzuschlag

Der Familienzuschlag ist ebenfalls Bestandteil der Dienstbezüge des Beamten. Der Familienzuschlag ist ein Bezügebestandteil, der zusätzlich zum Grundgehalt gezahlt wird.

Mit dem Familienzuschlag wird verschiedenen Familienverhältnissen Rechnung getragen (z. B. bei verheirateten Beamten, Beamten, die in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft leben, Beamten mit Kindern, geschiedenen Beamten, verwitweten Beamten etc.). Er wird unterteilt in die Stufen 1, 2 und folgende. In welche Stufe die Eingliederung erfolgt, hängt vom jeweiligen Familienstand ab. Verheiratete erhalten den Familienzuschlag der Stufe 1. Verheiratete mit Kind den Zuschlag der Stufe 2. Bei mehr als einem Kind erhöht sich der Familienzuschlag für das zweite zu berücksichtigende Kind um 131,52 EUR; für das dritte und jeweils weitere zu berücksichtigende Kind um 409,76 EUR.
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Abbildung: Familienzuschlag



Erhöhungsbeträge für Besoldungsgruppen A2 bis A5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich für das erste zu berücksichtigende Kind in den Besoldungsgruppen A 3 bis A 5 und für Anwärter des einfachen Dienstes um je 5,37 EUR, ab Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende Kind in der Besoldungsgruppe A 3 und für Anwärter des einfachen Dienstes um je 26,84 EUR, in Besoldungsgruppe A 4 um je 21,47 EUR und in Besoldungsgruppe A 5 um je 16,10 EUR. Sind beide Ehegatten im öffentlichen Dienst beschäftigt und haben somit beide Anspruch auf Familienzuschlag der Stufe 1, wird dieser jeweils nur zur Hälfte gewährt. Alleinerziehende Mütter oder Väter werden wie Verheiratete mit Kind behandelt.

Zulagen

Manche Beamte erhalten neben Grundgehalt und Ortszuschlag Amts- bzw. Stellenzulagen. Während Amtszulagen unwiderruflich sind, wird die Stellenzulage nur für die Dauer der Wahrnehmung der herausgehobenen Funktion geleistet. In der Regel erhält der Beamte die allgemeine Stellenzulage:

• Leistungszulage

Zur Würdigung von dauerhaft und herausragenden Leistungen eines Beamten wurden die sogenannten Leistungszulagen eingeführt. Hierdurch wird auf die erbrachte Leistung des Beamten reagiert. Die Leistungszulage enthält allerdings keine Beförderung. Die Bundesländer zahlen Leistungsprämien und Leistungszulagen was zur Folge hat, dass Beamte der Besoldungsgruppe A die nächste Leistungsstufe bei herausragender Leistung frühzeitig erreichen können. Die Zulage wird für eine herausragende Tätigkeit gezahlt, die bereits mindestens 3 Monate ausgeübt wurde. (eine rückwirkende Zahlung ist bis zu drei Monaten möglich). Sollte die Leistung des Beamten während des Bezugs der Leistungszulage nachlassen, kann diese widerrufen werden.

Die Höhe der Zulage kann bis zu 7 % des Anfangsgehalts der jeweiligen Besoldungsgruppe betragen.

Ruhegehaltsfähige Dienstbezüge

Die ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge bestehen aus Grundgehalt plus Familienzuschlag sowie ruhegehaltsfähigen Zulagen. Jährliche Sonderzuwendungen, Urlaubsgeld, Kindergeld und vermögenswirksame Leistungen werden bei den ruhegehaltsfähigen Dienstbezügen nicht berücksichtigt. Die ruhegehaltsfähigen Dienstzeiten des Beamten setzen sich im Wesentlichen zusammen aus:

• Zeiten als Beamter ab der ersten Berufung

• Zeiten als Berufs- und Zeitsoldat

• Zeiten des nichtberufsmäßigen freiwilligen Wehrdienstes sowie des Bundesfreiwilligendienstes

Zurechnungszeiten bei Dienstunfähigkeit

Die Zurechnungszeit beträgt zwei Drittel der Zeit vom Eintritt der Dienstunfähigkeit bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres.

Das Ruhegehalt vermindert sich um 3,6 % für jedes Jahr, um das der Beamte:

1. vor Ablauf des Monats, in dem er das 65. Lebensjahr vollendet, nach § 52 des Bundesbeamtengesetzes in den Ruhestand versetzt wird

2. vor Ablauf des Monats, in dem er die für ihn geltende gesetzliche Altersgrenze erreicht, nach § 52 Abs. 3 des Bundesbeamtengesetzes in den Ruhestand versetzt wird

3. vor Ablauf des Monats, in dem er das 65. Lebensjahr vollendet, wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem Dienstunfall beruht, in den Ruhestand versetzt wird

Die Minderung des Ruhegehalts (Versorgungsabschlag) darf 10,8 % (Punkt 1 und 3) bzw. 14,4 % (Punkt 2) nicht übersteigen.

Berechnung des Ruhegehalts

Für jedes Dienstjahr erwirbt der Beamte einen Anspruch auf Versorgung in Höhe von 1,79375 % seiner ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge. Nach 40 Jahren erreicht er somit die Gesamtversorgung von derzeit maximal 71,75 %.

Das Versorgungsänderungsgesetz bewirkte eine sukzessive Absenkung des jährlichen Steigerungssatzes von 1,79375 %. Diese Absenkung bewirkt, dass der Höchstversorgungssatz von ehemals 75 % auf derzeit 71,75 % reduziert wurde. Weitere Reduzierungen sind zukünftig wahrscheinlich. Diese Kürzungen wirken sich auch auf Beamte aus, die bereits eine Pension beziehen.
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Abbildung: Entwicklung des Höchstruhegehaltssatzes



Zur Gewährleistung einer angemessenen Mindestversorgung erhält jeder ruhegehaltsberechtigte Beamte eine amtsbezogene Mindestversorgung seiner ruhegehaltsfähigen Dienstbezüge bzw. eine amtsunabhängige Mindestversorgung. Sofern der Beamte fünf Dienstjahre abgeleistet hat, besteht bei Eintritt bzw. Versetzung in den Ruhestand Anspruch auf eine sogenannte Mindestversorgung. Bei der Mindestversorgung handelt es sich um eine Art „versorgungsrechtliches Existenzminimum“. Grund hierfür ist der Alimentationscharakter der Beamtenversorgung.

Die Mindestversorgung unterliegt als Arbeitseinkommen bis auf einen jährlichen Versorgungsfreibetrag der vollen Steuerpflicht. Die Mindestversorgung ist dabei grundsätzlich so ausgestaltet, dass sie den Bezug jeglicher anderer Sozialleistungen ausschließt.

Zu unterscheiden ist dabei zwischen der sog. amtsunabhängigen Mindestversorgung in Höhe von 65 % aus der Endstufe der Besoldungsgruppe A 4 und der sog. amtsabhängigen Mindestversorgung in Höhe von 35 % der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge. Ob die amtsabhängige oder die amtsunabhängige Mindestversorgung zum Zuge kommt, richtet sich nach dem Günstigkeitsprinzip. Gewährt wird die jeweils höhere Mindestversorgung.

Dienstunfähigkeit

Ein Beamter ist dienstunfähig, wenn er infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Schwäche seiner körperlichen oder geistigen Kräfte zur Erfüllung seiner Dienstpflichten dauernd unfähig ist. Bei Dienstunfähigkeit ist der Beamte in den Ruhestand zu versetzen (Zwangspensionierung).

Als dienstunfähig gilt der Beamte auch dann, wenn er infolge Krankheit innerhalb eines Zeitraums von sechs Monaten mehr als drei Monate keinen Dienst mehr getan hat und keine Aussicht besteht, dass er innerhalb weiterer sechs Monate wieder voll dienstfähig wird

Teildienstfähigkeit

Eine begrenzte Dienstfähigkeit liegt vor, wenn eine Dienstfähigkeit von mindestens 50 % vorliegt und der Beamte kein anderes Amt wahrnehmen oder eine geringwertigere Tätigkeit ausüben kann. Die Bezahlung erfolgt entsprechend der gekürzten Arbeitszeit, darf jedoch nicht unter dem Satz liegen, der bei voller Dienstunfähigkeit gezahlt werden müsste. Bei der Versorgung wird die Teildienstfähigkeit wie Teilzeitarbeit berücksichtigt, bis zum 60. Lebensjahr jedoch mindestens wie bei einer Dienstunfähigkeit, also zu einem Drittel.

Hinterbliebenenversorgung

Die Hinterbliebenenversorgung des Beamten setzt sich zusammen aus Witwen-/Witwergeld sowie Halb- und Vollwaisengeld. Darüber hinaus wird ein Sterbegeld gewährt. Die Witwe bzw. der Witwer erhält 55 % des Ruhegehalts, das der Verstorbene erhalten hat bzw. hätte, wenn er am Todestag in den Ruhestand getreten wäre. Durch die Neuregelung des Versorgungsänderungsgesetzes wird das bisherige Niveau der Witwenversorgung – parallel zu den Kürzungen der Rentenreform durch das Altersvermögensergänzungsgesetz (AvmEG) – von 60 % auf 55 % reduziert. Die Kürzung gilt nicht, wenn die Ehe vor dem 31.12.2001 geschlossen worden und mindestens ein Ehepartner vor dem 02.01.1962 geboren ist. In diesen Altfällen beträgt das Witwen- bzw. Witwergeld weiterhin 60 % des Ruhegehalts, das der oder die Verstorbene bezogen hat oder aber bezogen hätte, wenn am Todestag der Ruhestand eingetreten wäre.

Das Waisengeld beträgt 12 % bei Halbwaisen und 20 % bei Vollwaisen. Witwen- und Waisengeld dürfen aber zusammen das Ruhegehalt, das der Berechnung zugrunde liegt, nicht übersteigen. Beim Sterbegeld handelt es sich um eine einmalige Kapitalzahlung an die Hinterbliebenen in Höhe des Doppelten der monatlichen Dienst- bzw. Anwärterbezüge des Verstorbenen.

Beamte, die allein wegen langer Freistellungszeit mit ihrem erdienten Ruhegehalt hinter der Mindestversorgung zurückbleiben, erhalten nur noch das erdiente Ruhegehalt. Dies gilt nicht bei Ruhestandsversetzung wegen Dienstunfähigkeit.

Um die Kürzungen auszugleichen, wurden die Beamten als Förderberechtigte in die staatliche Förderung nach dem Altersvermögensgesetz (AvmG) mit aufgenommen.

Alle Hinterbliebenenrenten zusammen dürfen das der Berechnung zugrunde liegende Ruhegehalt nicht übersteigen.

Versorgungsabschlag im Alter

Der Beamte hat die Möglichkeit, mit Erreichen der Altersgrenze seine Versetzung in den Ruhestand zu beantragen (§ 52 Abs. 3 Bundesbeamtengesetz). Für jedes Jahr des früheren Eintritts in den Ruhestand wird das Ruhegehalt um 3,6 % reduziert. Die Kürzung wird aber nicht bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze begrenzt, sondern dauert bis zum Ableben; deshalb wirkt sich der Versorgungsabschlag auch direkt auf die Hinterbliebenenversorgung aus.

Versorgungsrücklage

Versorgungsrücklagen sind vorübergehende haushaltsrechtliche Sondervermögen, welche durch besondere, zweckgebundene Sparmaßnahmen im Besoldungs- und Versorgungsrecht der Beamten gebildet werden und zur Entlastung zukünftiger Haushalte in Zeiten steigender Versorgungsausgaben verwendet werden.

Durch den Gesetzgeber wurde bestimmt, dass in Bund und Ländern Versorgungsrücklagen zur Abmilderung zukünftig steigender Versorgungsrücklagen gebildet wurden. Festgelegt wurde, dass bei Besoldungs- und Versorgungsanpassungen die Erhöhung gegenüber dem Tarifbereich um 0,2 Prozentpunkte geringer ausfällt und der Versorgungsrücklage zugeführt wird.

Darüber hinaus werden die aus dem Versorgungsänderungsgesetz bewirkten weiteren Einsparungen im Beamtenversorgungsrecht (Absenkung des Höchstversorgungssatzes in acht Schritten) zur Hälfte ebenfalls den Versorgungsrücklagen zugeführt; während dieses Zeitraums waren die Verringerungen um 0,2 Prozentpunkte zur Vermeidung von Doppelbelastungen der Beamten vorübergehend ausgesetzt, wurden anschließend aber überwiegend fortgesetzt.

Die Versorgungsrücklage des Bundes soll, nachdem der Entnahmezeitpunkt gesetzlich hinausgeschoben wurde, ab dem Jahr 2032 über einen Zeitraum von 15 Jahren zur schrittweisen Entlastung von Versorgungsaufwendungen eingesetzt werden.

Versorgungslücken

Die vorausgegangenen Ausführungen verdeutlichen, dass die Angehörigen des öffentlichen Dienstes trotz ihrer besonderen Versorgungssysteme häufig unzureichend gegen das Risiko der Berufs- bzw. dauernden Dienstunfähigkeit abgesichert sind. Bei den Beamten sind besonders die Beamten auf Probe und die Beamten auf Widerruf im Vorbereitungsdienst gefährdet. Tritt Dienstunfähigkeit ein, werden sie in der Regel von ihrem Dienstherrn entlassen und in der gesetzlichen Rentenversicherung nachversichert. In der gesetzlichen Rentenversicherung nachversicherte ehemalige Beamte unterliegen denselben Bestimmungen wie alle anderen Versicherten und weisen entsprechend große Versorgungslücken auf. Ebenso verhält es sich mit den Beamten auf Lebenszeit, die eventuell die Wartezeit von fünf Jahren noch nicht erfüllt haben. Bestenfalls haben die jüngeren Beamten Anspruch auf Mindestversorgungsbezüge.

Auch das Ruhegeld des Beamten bei Erreichen der Altersgrenze stellt keine 100%ige Absicherung dar. Es ist begrenzt auf maximal 71,75 % der letzten Dienstbezüge, die erst nach 40 ruhegehaltsfähigen Dienstjahren (inklusive Zurechnungszeit) erreicht werden können.

1.2.6 Berufsständische Versorgungswerke

1.2.6.1 Grundlagen

Die Berufsständischen Versorgungswerke (kurz: Versorgungswerke) entstanden zu Beginn der 1950er Jahre.

Es handelt sich dabei um Sondersysteme die für die kammerfähigen Freien Berufe der Ärzte, Apotheker, Architekten, Rechtsanwälte, Notare, Steuerberater, Tierärzte, Wirtschaftsprüfer, Zahnärzte, Ingenieure, Psychotherapeuten und Schornsteinfeger (!), die eine Pflichtversorgung für die Alters-, Invaliditäts- und Hinterbliebenenversorgung ihrer Mitglieder sicherstellen.

Versorgungswerke werden über eine eigene Satzung geregelt.

Nachdem der Gesetzgeber die Angehörigen dieser Berufsgruppen („Freiberufler“) aus der Gesetzlichen Rentenversicherung ausschloss, musste also ein System geschaffen werden, das von Beginn an ohne staatliche Zuschüsse dauerhaft existenzfähig war.

Der Begriff "Berufsständisches Versorgungswerk" steht dabei für eine solidarische Versicherungseinrichtung der besonderen Art auf landesrechtlicher Grundlage. Während der Bund, dem Sozialstaatsgebot des Grundgesetzes folgend, die öffentlich-rechtliche Sozialversicherung organisiert, sie in eigener Gesetzgebungskompetenz finanzwirksam normiert und durch erhebliche Bundeszuschüsse auch eine finanzielle Garantie übernimmt, stellen die Länder als föderaler Gesetzgeber lediglich rechtlich die Basis und den Rahmen für die Gründung berufsständischer Versorgungswerke bereit.

Als öffentlich-rechtliche Pflichtversorgungseinrichtungen "eigener Art" - klar abgegrenzt von den anderen Versorgungssystemen - beruhen sie auf landesgesetzlicher Rechtsgrundlage im Rahmen der ausschließlichen Gesetzgebungskompetenz der Bundesländer nach Art. 70 Grundgesetz.

Hervorzuheben ist dabei die Eigeninitiative des Berufsstandes, der seinerseits auch für die Finanzierung des Versorgungswerks geradesteht.

Der Berufsstand verwaltet die Versorgungseinrichtung repräsentativ-demokratisch als Anstalt oder Körperschaft des öffentlichen Rechts oder als unselbständiges/teilrechtsfähiges Sondervermögen der sie tragenden öffentlich-rechtlichen Kammern.

Das Land übernimmt lediglich die Rechts- und Versicherungsaufsicht als Konsequenz aus der landesgesetzlichen Ermächtigung des Berufsstandes.

Basis ist hierfür die sog. „Verkammerung“ und Selbstverantwortung der freien Berufe:

Die „Kammer“ ist die Standesorganisation des jeweiligen Berufszweiges.

Diese Selbstverantwortung bedeutet gleichzeitig auch Selbstverwaltung.

Durch den Beitritt in die berufliche Kammer entsteht eine Pflichtmitgliedschaft.

Diese bietet eine Reihe von Möglichkeiten bei der Nutzung von Gestaltungsspielräumen.

In der Bundesrepublik Deutschland existieren derzeit über 80 verschiedene Versorgungswerke, davon allein 18 für Ärzte bzw. medizinische Berufe. Diese werden der Schicht 1 der Altersvorsorge zugeordnet.

Unterschiedliche Versorgungswerke verlangen jedoch unterschiedlich hohe Beiträge und bieten jeweils unterschiedliche Leistungen.

Die zu erwartenden Renten sind bei den Versorgungswerken oftmals höher als die Rente aus der Gesetzlichen Rentenversicherung.

Die Beitragshöhe für Mitglieder im Angestelltenverhältnis folgt grundsätzlich der Höhe, die für Mitglieder der Gesetzlichen Rentenversicherung gelten (§§ 157 ff SGB VI).

Diese Personen (Mitglieder im Angestelltenverhältnis) haben einen Anspruch auf Arbeitgeberzuschuss zum Versorgungswerk (gedeckelt durch die jeweils geltende BBG – analog zur GRV).

Die Leistungen sind selbstverständlich auch bei den Berufsständischen Versorgungswerken beitragsabhängig.

Bei den meisten der existierenden Versorgungswerke wird selbständigen und freiberuflichen Mitgliedern auch die Gelegenheit von freiwilligen Zahlungen bis zu 15/10 der üblichen Beitragshöhe – (die BBG der GRV) angeboten.

Die Untergrenze der Einzahlung liegt üblicherweise bei 3/10 (bzw. in regulierten Einzelfällen auch darunter). Dementsprechend verändern sich die späteren Leistungen des Versorgungswerkes.

Die Regelungen zum Mindest- und Höchstbetrag weichen je nach Versorgungswerk voneinander ab.

Das Regelrenteneintrittsalter ist auch bei den Versorgungswerken perspektivisch das 67. Lebensjahr. Der Renteneitritt kann sowohl vorgezogen werden (Abschläge), als auch hinausgezögert werden, meist bis zu 3 Jahren, in Abhängigkeit davon, um welches Versorgungswerk es sich handelt.

Ab dem Renteneintrittsjahrgang 1964 wäre dies somit bis zum 70. Lebensjahr möglich.

Da in den meisten Satzungen der verschiedenen Versorgungswerke geregelt ist, dass ab regulärem Renteneintritt keine Beiträge mehr einbezahlt werden können, erhöhen sich hier die Rentenansprüche i. d. R. nur aufgrund satzungsmäßiger Zuschläge.

1.2.6.2 Versorgungswerke und Kapitalmarktsituation

Versorgungswerke bieten im Regelfall durchaus attraktive Renditen. Dies liegt unter anderem daran, dass die Anlage der Gelder nicht – wie bei der Gesetzlichen Rentenversicherung – nach dem Umlageverfahren erfolgt.

Die Versorgungswerke beruhen auf dem Versicherungsprinzip und finanzieren ihre Leistungen ohne Zuschüsse des Staates ausschließlich auf Basis der Beiträge ihrer Mitglieder nach kapitalbildenden Finanzierungsverfahren.

Ihr Leistungsversprechen umfasst die Erbringung einer Rente bei Überschreitung einer bestimmten Altersgrenze oder vorzeitigem Eintritt einer Berufsunfähigkeit sowie Sicherstellung des Lebensunterhaltes von Hinterbliebenen (Ehe-/Lebenspartner oder Kinder) durch Zahlung einer lebenslangen Rente bei vorzeitigem Tod des Mitgliedes.

Zur Finanzierung greifen die Versorgungswerke auf anerkannte Grundsätze der Versicherungsmathematik zurück. Die Versicherungsmathematik definiert Eintrittswahrscheinlichkeiten im Hinblick auf die biometrischen Risiken vorzeitiger Tod, Berufsunfähigkeit sowie Langlebigkeit.

Der erfreuliche Umstand, dass die Mitglieder der berufsständischen Versorgungswerke im Durchschnitt eine vier Jahre höhere Lebenserwartung als die Allgemeinbevölkerung haben, hat zur Folge, dass die gebildeten Deckungsrückstellungen aus Überschussmitteln entsprechend anzupassen sind.

Die Gesetzliche Rentenversicherung verzichtet auf eine Vorausfinanzierung künftiger Leistungen – die erforderlichen Volumina würden den gesamten Kapitalbestand der Volkswirtschaft absorbieren. Sie erbringt im Umlageverfahren die Mittel zur Abwicklung der in einer Periode fälligen Rentenleistungen in voller Höhe durch die in dieser Periode vorhandenen Beitragsmittel sowie durch Staatszuschüsse.

Die private Lebensversicherung dagegen stimmt im Rahmen ihres individuellen Anwartschaftsdeckungsverfahrens bei strikter versicherungsmathematischer Methodik Beiträge und Leistungen so aufeinander ab, dass der einzelne Versicherte die für seine Versorgung notwendige Rückstellung selbst bildet und auf den Zugang künftiger Versicherter nicht angewiesen ist. Dies bedingt jedoch eine vorangegangene Gesundheitsprüfung und eine darauf basierende Risikoeinstufung, die eine unterschiedlich hohe Versicherungsprämie zur Folge haben kann.

Die berufsständischen Versorgungswerke bedienen sich einer eigenen Methode der Vorausfinanzierung künftiger Renten. Dabei muss zwischen den Versorgungsbeiträgen für einen Anfangsbestand an Beitragsverpflichteten bei Errichtung des Versorgungswerks samt dem Zugang junger Berufsstandsangehöriger sowie dem schon angesammelten Vermögen samt rechnungsmäßiger Verzinsung und den nach biometrischen Maßzahlen zu erwartenden Renten Gleichheit bestehen. Man spricht dann von einer kollektiven Äquivalenz.

Für die berufsständischen Versorgungswerke sind dabei zwei kapitalbildende Finanzierungsverfahren kennzeichnend:

1. das offene Deckungsplanverfahren

2. die modifizierte Anwartschaftsdeckung

Das „Offene Deckungsplanverfahren“, seit Jahrzehnten eingeführt, methodisch anerkannt und in der Praxis bewährt, ist das in der berufsständischen Versorgung gebräuchlichste Finanzierungsverfahren. Es verlangt keine unmittelbare Äquivalenz zwischen Beiträgen und Leistungszusagen. Die Leistung ist also nicht ausschließlich von der Höhe und Anzahl der eingezahlten Beiträge abhängig. Vielmehr wird auch der künftige Zugang an neuen, meist jungen Kammermitgliedern in die Äquivalenzbeziehung mit einbezogen.

Das offene Deckungsplanverfahren ist also auf den kontinuierlichen Neuzugang von Berufsangehörigen angewiesen.

In der Regel führt bei der Anwendung des offenen Deckungsplanverfahrens ein Beitrag - unabhängig von Zeitpunkt und Dauer der Einzahlung - zur gleichen Rentenwirksamkeit. Da grundsätzlich alle, also auch künftige Berufsstandsangehörige teilnehmen müssen, ist im Übrigen die Annahme gerechtfertigt und kalkulationsfähig, dass die Versichertengemeinschaft im berufsständischen Versorgungswerk zeitlich unbegrenzt existiert und sich deshalb Neuzugänge junger Berufsstandsangehöriger zwingend und regelmäßig ergeben.

Und da die biometrischen Risiken alle guten wie schlechten Ereignisse berücksichtigen, bedarf es nicht, wie bei der individuellen Äquivalenz der privaten Lebensversicherung, der Gesundheitsprüfung mit Risikoeinstufung bzw. Auskehrung der schlechten Risiken.

Das Versorgungswerk kann also auf einen stets durchmischten Bestand entsprechend den erhobenen biometrischen Maßzahlen zurückgreifen.

Neben der Mehrzahl der im offenen Deckungsplanverfahren finanzierten berufsständischen Versorgungswerke gibt es auch solche, die näher an der individuellen Anwartschaftsdeckung finanziert sind. Sie ähneln daher stärker dem Anwartschaftsdeckungsverfahren einer privaten Lebensversicherung, weil die Verweildauer der Beiträge im Versorgungswerk bei der Rentenwirksamkeit der Beiträge stärker berücksichtigt wird.

Eine Modifizierung der Anwartschaftsdeckung findet aber dadurch statt, dass die Versorgungswerke keine Risikoprüfung durchführen, da auch zu ihnen Pflichtmitgliedschaft besteht und sie von daher auf die Bildung einer kollektiven Äquivalenzbeziehung zurückgreifen können.

Ein Versorgungswerk als Beispiel bietet nach 36 Monaten 24,6 %, das sind ca. 0,7 % pro Monat, ohne Beitragszahlung! Das kann durchaus als eine attraktive Rendite angesehen werden.

Dabei konnten die Versorgungswerke in der Vergangenheit jahrelang vom Aufschwung an den Börsen und von großzügigen Anleiherenditen profitieren.

Mittlerweile belasten jedoch die Zeiten der jahrelangen Niedrigzinsen auch die Versorgungswerke deutlich. Auch die Versorgungswerke befinden sich im Strudel der Niedrigzinsphase.

Die regional getrennten Versorgungseinrichtungen sind deutlich kleiner als Versicherungsgesellschaften oder große Pensionskassen. Es fehlt ihnen somit an „Marktmacht“, um Größenvorteile bei alternativen Investments (beispielsweise Beteiligungen) ausnutzen zu können.

Peter Hartmann, der Hauptgeschäftsführer der Arbeitsgemeinschaft berufsständischer Versorgungseinrichtungen sagte in diesem Zusammenhang:

(Zitat) „Wenn die Niedrigzinsphase noch länger andauert, wird das auch die erwarteten Anwartschaften senken“.

Diese Aussage bezieht sich sowohl auf die Altersrenten, als auch auf alle anderen Leistungen der Versorgungswerke.

Somit ist die bereits erwähnte, um ca. 4 Jahre höhere Lebenserwartung bei Freiberuflern Fluch und Segen zugleich. Viele Versorgungswerke haben ihren Rechnungszins deshalb deutlich gesenkt, die monatliche Altersrente wurde reduziert. Dies ist möglich, weil es bei Versorgungswerken vom Eintritt bis zum Rentenantrag keine garantierte (Alters-)rente gibt. Bei Eintritt in das Versorgungswerk sind wichtige Rechnungsgrundlagen wie der Rechnungszins, die Sterbetafeln bzw. der Rentenfaktor nicht garantiert, sondern werden erst bei Rentenbeginn festgelegt

Zu beachten ist ebenfalls, dass es bei Versorgungswerken keine gesetzliche Insolvenzregelung bei der Pleite eines Versorgungswerkes gibt.

Im Falle des Versorgungswerkes für Schornsteinfegermeister musste im Jahr 2012 bereits der Bund einspringen …

Die aus den Versorgungswerken gewährten Anwartschaften und Renten sind voll dynamisch, sie wachsen mit dem wirtschaftlichen Erfolg des Versorgungswerkes.

Die Vermögensanlage selbst geht aus der Anlageverordnung hervor, die seit je auch für Versicherungsunternehmen galt, bis sie durch die europäischen Eigenkapitalregeln ersetzt wurden.

Die Versorgungswerke legen die Gelder so an, wie Versicherer es ohne Solvency II (europäisches Aufsichtsregime) und ohne Stresstest der Aufsicht tun würden.

Somit begründen sich die im Vergleich zur GRV klar höheren Renditechancen, allerdings auch bei höherem Risikopotenzial!

1.2.6.3 Befreiung aus der GRV für Mitglieder von Versorgungswerken

Angehörige der kammerfähigen Freien Berufe (sogenannte „Kammerberufe“) können aufgrund ihrer sozialversicherungsrechtlichen Stellung trotz Mitgliedschaft im Versorgungswerk gleichzeitig auch der Rentenversicherungspflicht in der GRV unterliegen.

Dies kann gemäß den Bestimmungen des sechsten Sozialgesetzbuches entweder als regelmäßig Beschäftigter gemäß § 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI, oder auch als selbständig Tätiger gemäß § 2 Satz 1 Nr. 9 SGB VI, der Fall sein.

Um diesbezüglich eine nicht sinnvolle Doppelversicherung zu vermeiden, kann eine auf Antrag Befreiung von der gesetzlichen Rentenversicherungspflicht erfolgen.

(vgl. hierzu § 6 Abs. 5 Satz 1 und 2 SGB VI)

Entsprechende Antragsformulare zur Befreiung aus der Gesetzlichen Rentenversicherung werden vom jeweiligen Versorgungswerk bereitgestellt.

Die erteilte Befreiung ist grundsätzlich nicht personen- sondern tätigkeitsbezogen.

Das bedeutet, die Befreiung gilt nur für diejenige Tätigkeit, für die sie erteilt worden ist und erstreckt sich nicht auf andere versicherungspflichtige Beschäftigungen. Auch berufsfremde Tätigkeiten werden von der Befreiung nicht erfasst.

Bei einem Arbeitgeberwechsel (z. B. bei Krankenhausärzten) ist gemäß neuester Rechtsprechung ein erneuter Befreiungsantrag zu stellen (vgl. Az B 12 R 5/10 R)

Im Befreiungsantrag muss deshalb sowohl genau die Tätigkeit bezeichnet werden, als auch der Arbeitgeber konkret benannt werden.

Die Gründe für die Befreiung aus der GRV liegen einerseits in der Vermeidung einer doppelten beitragsseitigen Belastung. (doppelte Beitragszahlung) und andererseits in der Rücklagenbildung durch das jeweilige Versorgungswerk, welches im Gegensatz zur Gesetzlichen Rentenversicherung die Möglichkeit hat, die Beiträge anzulegen.

Jede Generation sorgt im Versorgungswerk somit für ihr eigenes Alter vor, das bedeutet eine höhere Renditechance, also höhere Leistungen als in der Gesetzlichen Rentenversicherung.

Es ist zu beachten, dass durch die Befreiung aus der GRV keine Anwartschaften auf Erwerbsminderungsrente gemäß § 43 SGB VI zur Absicherung der Arbeitskraft existieren.

Deshalb ist es extrem wichtig, unabhängig vom Versorgungswerk die eigene, private Absicherung nicht zu vernachlässigen. Dies gilt sowohl für den Verlust der Arbeitskraft (Berufsunfähigkeit), als auch im Bereich Altersvorsorge.

1.2.6.4 Leistungen aus Versorgungswerken

Grundsätzlich erbringen die Versorgungswerke dieselben Leistungsarten wie die Gesetzliche Rentenversicherung. Jedoch können sich die Leistungen der beiden Systeme zum Beispiel hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzungen, hinsichtlich der Höhe oder der Möglichkeit einer Abfindung unterscheiden. Ebenso bestehen einige Besonderheiten.

Altersrenten

können in Versorgungswerken vorfristig in Anspruch genommen, oder für eine spätere Inanspruchnahme hinausgeschoben werden.

Es werden zu einer Rente, die das Mitglied aus einem Versorgungswerk bezieht, Kinderzuschüsse in Höhe von 10 % der Berufsunfähigkeits- oder Altersrente gezahlt, sofern das Mitglied ein Kind unter 18 Jahren zu versorgen hat. Ist das Kind in einer Berufsausbildung, wird der Kinderzuschuss auch über das 18. Lebensjahr hinaus, maximal bis zum 27 Lebensjahr, gezahlt.

Die Zahlungsdauer des Kinderzuschusses hängt konkret vom Geburtsdatum des Kindes ab. Für vor dem 1.1.2018 geborene Kinder gilt: der Zuschuss beträgt 10 % und gilt sowohl für Alters- und/oder BU-Renten bis zur Volljährigkeit (18. Lebensjahr), maximal bis zum 27. Lebensjahr.

Für ab dem 1.1.2018 geborene Kinder gilt: der Zuschuss beträgt 10 %, allerding nur bei BU-Renten und nur bis zum vollendeten 18. Lebensjahr. Mir Eintritt in die Altersrente ab dem 65. Lebensjahr entfällt der Kinderzuschuss.
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Beispiel aus der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung

Grundzahlen 2022

Kraftfahrzeuge Anzahl| der Schaden Schadenaufwand
(in Mio.) (in Mio.) (in Mrd. EUR)
59,635 2.870 13,573

Fur die Pramienkalkulation ergeben sich folgende Werte:

(auf 1.000 Fahrzeuge) (in EUR) (in EUR)
0,0603 3772 227,45
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